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Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Kopenhagen, 22. Jan. In der Adreßdebatte des Folkethings 
äußerte der Konſeilpräſident Biſchof Monrad unter Anderem: er müſſe 
den Reichstag bitten, ſich jedes Verſuchs zu enthalten, um die Regie⸗ 
rung zu vermögen, ein Haar breit von dem abzuweichen, was ſie als 
das Rechte betrachte. 
Hamburg, 22. Jan. Das Thermometer zeigt 5 Grad über 
Null und es regnet; doch wird das Elbeis noch mit Wagen befahren. 
Nach der Börſenhalle triſt der Feldmarſchall Wrangel morgen Früh 
um 4% Uhr mittelſt Ertrazugs hier ein. 


Preuſ en. 
Landtags-Verhandlungen. 


30. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (22. Januar.) 
Die Tribünen ſind ziemlich beſetzt, die Diplomatenloge nur ſpärlich. Am 


Miniſtertiſche die Miniſter v. Bismarck, v. Bodelſchwingh und v. Selchow. 


Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr mit den gewöhn⸗ 
lichen geſchäftlichen Mittheilungen, Es ſind wiederum Zuſtimmungsadreſſen 
in Betreff der . Sache an das Haus eingegangen und 
auf dem Büreau zur Einſicht ausgelegt. Vom Präſidium des Herrenhauſes 
iſt die Mittheilung gemacht worden, daß das Herrenhaus verſchiedene vom 
Abgeordnetenhauſe ihm zugegangene Geſetzentwürfe (vergl. den geſtrigen 
Sitzungsbericht des Hertenhaufes genehmigt habe, daß es indeß den Be⸗ 
ſchlüſſen des andern Hauſes hinſichtlich der Etatsüberſchreitungen in den Jah⸗ 
ren 1859 und 1860 in zwei Punkten nicht beigetreten ſei. Der Präſtdent 
bemerkt dazu: Ich habe der Budgetcommiſſion und dem Haufe nur Kenntniß 
hiervon zu geben und zu conſtatiren, daß ein Conſenſus beider Häuſer nicht 
erzielt worden iſt. Das Weitere iſt Sache der Regierung, welcher beide Be⸗ 
chlüſſe mitgetheilt find. Meinerſeits einen neuen Beſchluß zu beranlafien, 
belt ich für Überflüſſig, weil ich glaube, daß dieſes Haus von feiner in dem 
früheren Beſchluſſe niedergelegten Anſicht nicht abgehen wird. (Zuſtimmung.) 

— Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Prüfung der Wahl des Abg. 
Frhrn. v. d. Heydt, welche auf Antrag der IV. Abtheilung für giltig erklärt 
wird. — Den zweiten Gegenſtand der Tagesordnung bildet die Fortſetzung 
der geſtrigen Debatte. Das Wort erhält zunächſt als Antragſteller \ 

Abg. Schulze (Berlin). Nach dem peltigen Beſchluſſe des Hauſes foll die 
Discuſſion über beide vorliegende Gegenſtände verbunden werden, weil ein Vo⸗ 
tum über die Politik der Regierung die Entſcheidung über die Anleiheforderung 
in ſich ſchließt. Allerdings hat das Haus ſchon im vor. Monate durch eine Re⸗ 
ſolution ſeine Anſicht über die Regierungspolitik ausgeſprochen; die Staats⸗ 


ment ſelbſt in letzter Inſtanz das Erbrecht des auguftenburger Hauſes herge⸗ 
leitet. Der Vorredner baut dies darauf, daß der Vertrag die 
Bundes, ſo weit ſie auf Verträge beruhen, aufrecht erhält. Keinenfalls kann 
aber damit der londoner Vertrag gemeint ſein. In ſeinem Hauptartikel, dem 
Art. 2, fest dieſer das Erbrecht Chriſtian IX. auf die geſammten, dem dänis 
ſchen Scepter unterworfenen Länder feſt, und man hätte keinen Grund ge⸗ 
habt, zu beſckließen, wenn man einen Paragraphen durch den andern wieder 
aufheben wollte. Der Vorredner hat uns vorgeworfen — und das Miniſte⸗ 
rium mit den Aeußerungen anderer Redner identifizirt — wir wollten von 
Deutſchland nichts wiſſen. M. H.! Deutſch, es muß ein bedeutender Zauber 
in dieſem Worte liegen (Sehr wahr!), denn ich ſehe, daß Jeder das Wort 
für ſich zu gewinnen und von ſeinem Parteiſtandpunkte daraus Vortheil zu 
ziehen ſucht. Wir haben Zeiten gehabt, wo es Deutſch war, ſich gegen den 
Bund aufzulehnen, und wo es Zeit war, ſich dem Bunde gegenüber fort⸗ 
ſchrittlich zu bewegen. Sie haben uns vorgeworfen, daß wir Deutſchland 
ignorirten zur Förderung von Privat⸗Intereſſen. Ich kann Ihnen denſelben 
Vorwurf zurückgeben; Sie wollen Preußen nicht, weil es Ihnen nicht paßt, 
Sie wollen Preußen als eine Domäne des Nationalvereins betrachten, weil 
es Ihren Intereſſen paßt (Widerſpruch, Bravo rechts). Der Vorredner hat 
einen ganz neuen Saß aufgeftellt; er hat gejagt, daß die kleinen Staaten 
ur Erhaltung ihrer Selbſtſtändigkeit ſich an Preußen anlehnten. Die Ge⸗ 
ſchichte der letzten 15 Jahre lehrt gerade das Gegentheil; die kleinen Staa⸗ 
ten haben ſich ſeit dem Vertrage von Bregenz an Oeſterreich angelehnt, da 
ſie ihre Se ee mehr durch Preußen, als durch Oeſterreich gefährdet 
eſehen haben. : F . a 

0 en dieſe, durch die natürliche Beſorgniß der Kleinſtaaten für ihre 
Souperänetät hergebrachte Coalition haben wir lange am Bunde zu kämpfen 
ehabt und ich ſelbſt habe an dieſen Kämpfen theilgenommen. Ein neuer 
ſchleswig⸗holſteinſcher Staat, wie Sie ihn ſich denken, würde auf unſere Un⸗ 
terſtützung ſehr angewieſen ſein, denn man würde ein Laud haben, welches 
ſich zu Dänemark in derſelben Stellung befinden würde, in welcher ſich ein 
wiederhergeſtelltes Polen zu Preußen befinden würde. Es iſt unſere Auf⸗ 
gabe, mit den ſtandinaviſchen Staaten im friedlichen Verhältniß zu leben, 
wie dieſe Aufgabe zu erreichen ſei, ob ſie überhaupt zu erreichen ſei, das 
hängt nicht von uns ab. — Die Rede des Hrn. Antragſtellers und die Folge⸗ 
rungen, die er aus der Lage der Sache gezogen hat, nöthigen mich, in die 
Diskuſſion weiter zurückzugreifen, als es meine Abſicht war. Wir können 
mit Sicherheit annehmen, — weil wir den Redner als Repräſentanten der 
Majorität betrachten, — daß Sie die Anleihe ablehnen, und daß ich mich in 
dem Vertrauen, welches ich auf Sie geſetzt habe, täuſchte. Das Hauptmotiv, 
weshalb Sie die Anleihe ablehnen, iſt der Mangel an Vertrauen zu dem 
gegenwärtigen Miniſterium. Ich habe mich deshalb gefragt: was müßten 
wir, die preußiſchen Miniſter thun, um Ihr Vertrauen zu erwerben? Es 
müßte ſich von der preußiſchen Verfaſſung (oh! oh!), von der preußiſchen 


Rechte des 


Wenn aber der Miniſterpräſident auf der einen Seite die Pflicht der ver⸗ 
antwortlichen Räthe der Krone betont, die auswärtige Politik nach dem Wil⸗ 
len derſelben zu leiten, ſo ande jelbft damit einderſtanden 15 ſo iſt es 
auf der andern Seite das unzweifelhafte Recht und die eben ſo unzweifel⸗ 
hafte Pflicht der Landesvertretung, wenn von ih die Verwaltung der 
Mittel zur Durchführung dieſer Politik verlangt wird, ewiſſenhaft zu prü⸗ 
fen, ob die Perſonen der verantwortlichen Träger dieſer olitik oder ein klar 
Programm die erforderliche Garantie bieten, daß dieſe Mittel wirklich im 
. des Landes verwendet werden (Lebhaftes Bravo von allen Seiten). 

eides finde ich bei dem gegenwärtigen Miniſterium nicht in ausreichendem 
Maße (Lebhafte Zuſtimmung). Ich habe bereits bei früherer Gelegenheit 
mich für Losſagung vom londoner Protokoll und für die Anerkennung des 
LH Friedrich ausgeſprochen, weil ich eine Löfung in dieſem Sinne im 

utereſſe und mit der Ehre Preußens am meiſten im Einklang erachte und 
bin durch die 19 7 Erörterungen von beiden Seiten in dieſer meiner 
Meinung noch beſtärkt worden. Ich halte ſie für die rg und für 
diejenige, die am meiften die Bedingungen des Gelingens für ſich hat (Beifall). 
Der Redner wendet ſich ſodann gegen die vom Miniſterpräſidenten in Aus⸗ 
ſicht geſtellte Perſonalunion der 1 mit Dänemark, da ſie ſeiner 
Anſicht nach Niemanden zufrieden ſtellen könne. Er ſucht ferner die Unhalt⸗ 
barkeit des londoner Protokolls nachzuweiſen und betont das klare Erbrecht 
des Herzogs Friedrich. 

Er habe nie für den Gegenſatz Preußen und Oeſterreich geſchwärmt und 
daher auch nie einem Bundesſtaate, der auf Defterreihs Ausſchließung aus⸗ 

egangen wäre, zugeſtimmt ja vielmehr über Oeſterreichs Weiterentwicke⸗ 
ung gefreut. — 10 der ſch eswig⸗holſteiniſchen Frage, 7075 Redner fort, 
halte ich indeß das Zuſammengehen Oeſterreichs und Preußens für verderb⸗ 
lich, ohne daß mir deshalb Nationalvereinstendenzen untergelegt zu werden 
brauchen. Daß hierbei die Intereſſen Defterreih® und Preußens auseinan⸗ 
dergehen, liegt auf der Hand. Der Miniſterpräſident kennt allerdings keine 
deutſchen, ſondern nur Öfterrreihiiche, preußiſche, bairiſche W preſpre aber 
wenn er von den deutſchen Intereſſen nichts wiſſen will, auch das preußiſche 
fender müßte ihm gebieten, nicht die geaenmärtige Politik zu verfolgen, 
ondern ſich an Deutſchland anzulehnen. Der Miniſterpräſident hat aber fer⸗ 
ner den ſehr gefährlichen Satz ausgeſprochen, daß nur das Recht ſei, was 
durch die e der europäiſchen Baponnete aufrecht erhalten werde. Ein 
ſolcher Satz hat nie Geltung in Preußen gehabt, in unſerem Lande galt 
vielmehr immer der Grundſaß: justitia fundamentum regnorum, (Lebhaf⸗ 
ter Beifall.) Das Recht iſt eine ſittliche Macht, das zwar zeitweili durch 
europäiſche Bayonnete niedergedrückt werden kann, aber wieder auflebt, und 
dem ſchließlich immer die Volker mit tapferem Muthe gegenüber den Bayon⸗ 
neten zum Siege verhelfen. Das wahre Motiv der Regierungspolitik 
mir Furcht vor der Demokratie und dem Auslande zu ſein. Nut glau 
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e ch und bie na Conſeaueng if ae 70 1 0 vor . der . Pas Ab⸗ 1 
regierung hat ſich nicht daran, FE und dien i Geſchichte, von dem preußiſchea Volksgefühl vollſtändig losſagen, indem es] bruch geſchieht, daß man den gerechten Forderungen des Volkes in keiner 3 
jetzt die Verweigerung der von ihr geforderten Mittel. Seitdem iſt es aber Are dieket die Alleinberriciat pieſeg (Hanes in Preußen herzu⸗Weiſe! echnung trägt. (Lebhafter Beifall.) 


zu einem Bruche mit den deutſchen Staaten gekommen, und es genügt eine 
einfache Verwerfung der Anleihe nicht mehr, es tritt vielmehr an das Haus 
die Pflicht heran, ſich über ſeine Stellung zur dieſer Sachlage ein für alle⸗ 
mal klar auszuſprechen. Wir haben bei der Eile, mit welcher die Reſolution 
eingebracht werden mußte, keinen Werth auf die urſprüngliche Redaction ge⸗ 
legt, doch treten wir, die Antragſteller, dem Amendement Groote, welches 
Aline 3 wiederherſtellen will, bei. Was bedeuten die vor uns ausgeſproche⸗ 
nen Erklärungen des Miniſterpräſidenten, durch welche die von uns betonte 
Tragweite der preußiſchen Politik durchaus nicht zurückgewieſen wird? Welches 
iſt das Endziel dieſer Politik in den Herzogthümern? Wir wiſſen aus Wien, 
daß ein Vertrag zwiſchen der öſterreichiſchen und preußiſchen Regierung ab 
eſchloſſen iſt; möge es der Staatsregierung gefallen, uns darüber Mitthei⸗ 

Er elbe dem Lande ſchwere Verpflichtungen aufzu⸗ 
uch 25 2 uſtimmung dieſes Hauſes bedürfen. E Punk! 
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in ſich ſchließt, gemeint, der, wie alle Parteien anerkennen, für Schleswig 
und Holſtein derſelbe fein ſoll. „Beide Herzogthümer ſollen alle Rechts: 
verhältniſſe gemein haben,“ lautet die noch jüngſt mitgetheilte Erklärung 
eines namhaften däniſchen Staatsmannes. Demnach ſteht auch das londoner 
Protokoll dem deutſchen Bundesrechte nicht entgegen, und es iſt Bundes⸗ 
ache, den Staatsverband der Herzogthümer untereinander aufrecht zu er⸗ 
alten. Preußen und Oeſterreich gehören mit ihrer Macht ebenfalls zum 
Bunde, verleugnen aber gegenwärtig das deutſche Intereſſe. Nun, ich will 
mich mit den Herren auch über das ſpecifiſch preußiſche Intereſſe aus⸗ 
einanderſetzen. Preußen muß ſich auf Deutſchland lehnen, wenn es ſein 
wahres Intereſſe fördern will, es darf nicht Sonderbundesgenoſſenſchaften 
ſuchen. Jetzt weckt es neben der Antipathie des deutſchen Volles noch die 
der deutſchen Regierungen wach, und dieſen Antipathien giebt man einen 
nationalen Stützpunkt. Dadurch arbeitet man unſerem Nationalfeinde, Oeſter⸗ 
reich, in die Hände, dieſem Oeſterreich, welches uns unter ähnlichen Um⸗ 
ſtänden ſchon einmal eine Niederlage bereitet hat, die Alle, vom Träger der 
Krone herab bis zum letzten Mann im Volke ſchmerzlich empfunden haben. 
Und unter Wiederholung der damaligen Vorgänge geht man darauf aus, 
das Vertrauen der Nation zu erſchüttern. Be . 
Iſt das eine wahre Großmachtspolitik? Meine Herren, als ein für das 
alte Rom demüthigender Vertrag, die Folge der Niederlage in den caudini⸗ 
ſchen Paͤſſen, abgeſchloſſen worden war, da lieferte Rom Diejenigen, welche 
den Vertrag geſchloſſen hatten, an den Feind aus, um nicht ferner an den⸗ 
ſelben gebunden zu fein! Wie nun aber eine Macht noch obenein Krieg führen kann, 
um ein ähnliches Abkommen aufrecht zu erhalten, nachdem es der Gegner 
ebrochen hat (Hört! hört!), das iſt mir unbegreiflich, das kann man nicht 
15 eine eines großen Volkes würdige Politik halten. (Lebhafter Beifall.) 
ist uns vorgeworfen worden, daß wir die Regierung zur Action gedrängt 
und ihr nun die Mittel dazu verweigern. Aber zu welcher Action haben 
wir ſie gedrängt? Wir haben doch wahrlich beſtimmt die Ziele der Politik 
gezeichnet, für welche wir bereit find, alle Mittel zu gewähren, wir können 
ſie aber doch nicht bewilligen, wenn die entgegen deptem Ziele verfolgt wer⸗ 
den. (Sehr richtig.“ Es iſt'geſagt worden, die Regierung müſſe im Bunde 
mit Rußland und Oeſterreich die Revolution bekämpfen. Aber dieſe Regie⸗ 
rungen werden mit ihren inneren Kriſen ſelbſt genug zu thun haben, um 
uns irgend welchen Beiſtand zu leiſten. Ich will Ihnen ſagen, welches der 
dauernde Quell der Revolutionen ift: das“ iſt der Geiſt der heiligen Allianz, 
der den berechtigten Forderungen der Völker, dem Geiſte der Zeit nicht Rech: 
nung tragen will, der das alte donaſtiſche Princip hegt und pflegt, wonach 
en Derschen die unbedingte Verfügung über Land und Leute zuftehen ſoll. 
(Lebhaftes Bravo.) 8 
i rundſätzen, den Forderungen der neuen Zeit gerecht, 
1 3 en beften die Revolution bekämpfen wobl Der 
Abg. v. Blanckenburg hat uns gedroht, das Volk werde unſerem ablehnenden 
Votum ein desaveu geben. Das iſt doch nur ſo zu verſtehen, das Volt 
werde das von uns abgelehnte Geld aus ſeiner Taſche geben. Gut. Wir 
nehmen dieſe Appellation an; aber rufen Sie doch nur Ihre Juen zuerſt 
— die ſchon feit langer Zeit im Rückſtande iſt (Heiterkeit, Zustimmung), 
während unſere Partei die Appellation bereits angenommen hat; das Volk bethei⸗ 
ligt fi reichlicher als man glaubt an der Unterſtützun der nationalen Sache. 
Die Frage, wie unſere Partei zum Volke ſtehe, ‚beanttwnrien dahin, daß 1 
find, die politiſche Aufklärung in alle Kreiſe des Volles zu ai en, weil wir 
die Löſung der großen Aufgaben der Zeit nur von bewußten Männern Fer: 
warten. (Lebh. Bravo). Sehr bezeichnend iſt die Drohung, mit der der Abg. 
v. Blanckenburg, geſchloſſen hat; wenn die Krone die Bahn der jetzigen Bolt: 
tik verlaſſen ſollte; ſie beweiſt wiederum, daß das Prunken mit der Königs⸗ 
treue von jener Partei die allergrößte politiſche Heuchelei iſt, nur dazu an⸗ 
ethan, die ſelbſtfüchtigſten Sonderintereſſen zu verſchleiern. Denn Sie wol⸗ 
Im en Könige nur jo lange dienen, als er Ihre Wege wandelt. (Lebhafter 
ei 
Miniſterpräſident v. Bismarck: M. H.! Der Herr Vorredner hat dem 
londoner Vertrage eine neue Bedeutung gegeben; er hat aus dieſem Inſtru⸗ 
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t anlaſſen. Das überſchreitet ihre verfaſſungsmäßigen Befugniſſe. Wenn irgend 


ftellen, und der ſortdauernden Auflehnung der Krone gegen dieſes Haus durch 
Verweigerung der Contraſignatur der Miniſter ein Ziel ſetzt. Sie haben 
dies in dem Bericht deutlich ausgeſprochen, und eine frühere Aeußerung von 
mir, daß es ſich um einen Kampf handle zwiſchen dem Hauſe Hohenzollern 
uud dem Haufe der Abgeordneten, hat ſich beſtätigt. — Mit Worten, mit 
denen die Redner gegen uns kämpfen, iſt eine ruhige anſtändige Diskuſſion 
nicht zu führen, denn Sie werden zugeben, daß das, was für den einzelnen 
Abgeordneten zuläſſig iſt, für mich auf dieſer Stelle nicht paljend iſt. 

Der Miniſterpräſident geht hierauf einzelne Stellen des Commiſſions⸗ 
Berichtes durch und ſagt im Verfolg deſſen: Auf Seite 7 machen Sie das 
Recht der Krone über Krieg und Frieden von Ihrem Votum abhängig, 
Seite 8 ſprechen Sie den Entſchluß aus, die Regierung zur Action zu ver⸗ 


etwas die Verfaſſung aus den Händen der Krone winden kann, ſo iſt es 
dieſes Wort. Man getraut ſich nicht mehr zu ſagen: ich handle im preuß. 
5 5 und ich handle als Preuße; ein offenes Bekenntniß zu preußiſchen 

ntereſſen und preußiſcher Nationalität iſt auf Ihrer Seite nicht möglich, 
und wohlverſtandenes Intereſſe iſt naturlich nur ſolches, wie Sie es verſte⸗ 
hen. 715 Seite 15 ſagen Sie, daß der König auf Ihr Geheiß einen Er⸗ 
oberungskrieg führen ſoll, um Schleswig für den Herzog von Auguſtenbur 
zu gewinnen. Wenn man Ihr Vertrauen gewinnen ſoll, fo en; man ſich 
Ihnen hingeben; was wären denn die Miniſter künftig anders, als parla⸗ 
mentariſche Miniſter? Dazu wird es, ſo Gott will, nicht kommen. (Wider⸗ 
ſpruch und Bravo rechts.) Der König müßte nach Ihrer Auffaſſung vor 
unſerer Verfaſſung eine Perſbnlichkeit fein, die weniger Einfluß auf die 
Geſchicke Preußens hat, als jeder einflußreiche Fractionsführer, mit dem 
man capituliren muß, um die Majorität zu bekommen. M. H.! und trotz 
alledem find die Beſtimmungen in der Verfaſſung vollſtändig klar. Der 
Vorredner hat die Vermittelung zwiſchen jeinem Standpunkt und dem mei⸗ 
nigen dadurch für möglich gehalten, daß eine indirecte Nöthigung ſtattfinde; 
er hat das ganze Syſtem, wie es der Commiſſions⸗Bericht entwickelt, als 
eine ſolche indirecte Nöthigung betrachtet. Er kommt alſo zu dem logiſchen 
Schluſſe, daß meine Aeußerung, die Regierung müſſe das Geld nehmen, 
wo ſie es finde, auch in den Begriff der indirecten Nöthigung falle. Ich 
habe vorher geſagt, das widerſpricht nicht blos der Verfaſſung, auch den 
Traditionen der Geſchichte und dem Volksgeiſte. Dieſer iſt durch und durch 
monarchiſch, und wird trotz der Auffklärung, die ich nur Verwirrung nennen 
kann, es bleiben. A 

Sie desavouiren unſere glorreiche Vergangenheit, indem Sie unſere Stel⸗ 

lung bekämpfen und daſſelbe thun Sie, indem Sie Preußen unter eine 
Bundesmajorität mediatiſiren. Sie flellen den Parteiſtandpunkt über die 
Intereſſen des Landes, Sie fühlen nicht, und Ihre Reſolution beweiſt dies, 
für das preuß. Volk. Darum wollen Sie auch gern gewiſſe Vorausſetzun⸗ 
gen über das wahrſcheinliche Verhältniß der preuß. Armee ausſprechen; das 
Bit eben, wie fern Sie dem Volke ſtehen (Heiterkeit). Füͤhlte das preußiſche 

olt ſo wie Sie fühlen, ſo müßte ich ſagen, der preuß. Staat hat ſich über⸗ 
lebt. Aber ſo weit ſind wir noch nicht. Ich erinnere Sie daran, daß Friedrich 
Wilhelm der Erſte es ausſprach, daß er vor Allem die Macht der Junker 
brechen werde, und daß er an deren Stelle die Souveränetät als einen 
rocher de bronce ſubſtituiren werde. Dieſer rocher de bronce, m. H 
beſteht noch, und er bildet die Baſis, auf der Preußens Großmachtsſtellung 
beruht: und dieſe werden Sie nicht erſchüttern durch Ihre Reſolution, durch 
Ihr Votum, durch Ihren Nationalverein (Bravo rechts, Ziſchen links)). 

„Die geſtern geſchloſſene Generaldiskuſſion wird nach dieſer Rede des Mi⸗ 
niſters wieder eröffnet. i 

Abg. Graf Schwerin: Ich will nur Einiges auf die Bemerkungen des 

Herrn Miniſterpräſidenten, die gewiß nicht im Intereſſe der von ihm ver⸗ 
tretenen Sache geſprochen find, erwidern. Zunächſt entgegne ich ihm als 
Preuße und im Bewuptfein des Preußenthums — ich glaube, daß ich mich 
immer als ein guter Preuße gezeigt habe — in Üchereisfhmman mit vielen 
königlichen Akten, daß — Intereſſen niemals collidiren können mit 
den deutſchen Intereſſen. (Allſeitiges Bravol) Darin unterſcheidet ſich eben 
Preußen von den übrigen deutſchen Staaten und von Oeſterreich, daß feine 
eigenſten Intereſſen ſtets aal) Ju ch mit den Intereſſen des ganzen 
Deutſchlands. (Lebhafter Bei 115 In einer Beziehung trete ich dem Mini⸗ 
ſterpräſidenten bei, daß der preußiſche Volksgeiſt tief durchdrungen iſt von 
dem monarchiſchen Princip. (Allſeitige Zuſtimmung.) Darauf ruht aber auch 
meine Hoffnung auf des Vaterlandes Zukunft und daß es vom Abgrunde 
gerettet werden kann, wenn die Regierung ſich innerhalb der berfaflungss 
mäßigen Schranken hält und das beobachtet, was Pflicht und Gewiſſen uns 
ſowohl als der Regierung vorſchreiben. Nur durch Feſthalten an dem ver⸗ 
faſſungsmäßigen Wege tt der Conflict zu löſen. (Beifall.) Der Miniſter⸗ 
präſident hat ferner beweislos den — aufgeſtellt, daß die Majorität des 
Abgeordnetenhauſes die Partei⸗Intereſſen über die ntereſſen des Landes 
ſtelle; die Intereſſen des Landes verlangen aber, daß die Regierung eine 
andere innere und äußere Politik befolge. (Lebhafter Beifall.) Ich will nur 
in Kürze meinen Standpunkt zur Sache darlegen, was ich für um ſo mehr 
geboten halte, je kleiner die Zahl meiner politiſchen Freunde hier im Hauſe 
iſt. Nur nach ſchweren inneren Kämpfen und mit großer Mühe bin ich zu 
dem Standpunkte gelangt, daß ich mich mit der Majorität, die Anleihe abzu⸗ 
lehnen entſchloſſen, habe. (Bravo!) Es iſt nichts Kleines für mich, ein ſol⸗ 
ches Votum abzugeben, und wenn unſere Truppen bereits auf dem Marſch 
ſind, die Mittel zu verfagen, welche die Armee halten und ſtützen ſollen. 


x 
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In die Hand der preußiſchen Regierung war es gegeben, ſich an die 
Spitze der Bewegung zu ſtellen und dadurch viel gut zu machen, was in 


den übrigen deutſchen Staaten, als in unſerm eigenen Lande, (Lebhafter 
Beifall) und ich habe von 0 an lebhaft bedauert, daß das Miniſterium 
dieſe Gelegenheit verſäumt hat. (Bravo.) Wenn der Miniſter⸗Präſident 
ſeine Politik mit der Beſorgniß vor möglichen Verwickelungen mit dem 
Auslande rechtfertigen will, ſo meine ich, daß der von ihm eingeſchlagene 
Weg die Gefahr dieſer Verwickelungen nicht vermindert. Preußen hat indeß 
ſchon größere Aufgaben gelöſt, und wenn es im Bewußtſein ſeines guten 
Rechts zur Erfüllung ſeiner Aufgabe vorgegangen wäre, hätte es ſich ſchließ⸗ 
lich auch vor den europäiſchen Bavonnetten nicht zu ſcheuen brauchen. 
(Brapo.) Neuerdings bemühen ſich die officiöſen Zeitungen — nachdem die 
engliſchen Drohnoten nichts mehr verſchlagen — mit einer gewiſſen Befriedi⸗ 
gung darauf hinzuweiſen, daß Rußland mit ſeinen Anſprüchen hervorzu⸗ 
treten drohe, wenn die Anerkennung des Herzogs Friedrich erfolgte. (Heiz 
terkeit. Zuſtimmung.) 5 
Der Redner laren nunmehr die Hinfälligkeit der ruſſiſchen Erbanſprüche 
egenüber dem klaren Erbrecht des Herzogs Friedrich darzuthun, und daß das 
ntereſſe Preußens mehr als jedes anderen Staates es geboten hätte, dieſen 
ruſſiſchen Erbanſpruchen entgegen zu treten, Ferner deducirt edner, daß 
das Haus allerdings verpflichtet ſei, die Bundesmatrikularbeiträge zu bewilli⸗ 
gen, daß aber zur Deckung derſelben keine Anleihe noͤthig ſei, ſondern die 
vorhandenen VBaarbeſtände, reſp. der Staatsſchatz austeiche, um jo mehr, da 
es ſich nach der Erklärung des Miniſterpräſidenten um Vorſchüſſe handle, 
die von Dänemark wieder eritattet werden ſollen. Er derlieſt ein Amende⸗ 
ment in dieſem Sinne, welches auf motivirte Ablehnung der Anleihe ehe, 
deſſen Stellung er aber unterlaſſen habe. Der Miniſterpräſident, fährt die 5 
ner fort, wird mir nicht zumuthen, daß ich die A daß des Vaterlandes 
den Parteiintereſſen unterordne. Ich bin überzeugt, daß nur, weun im In⸗ 
nern ein verfaſſungsmäßiges, freies Regiment ein wenn die auswärkige 
Politik ſich auf Deutſchland lehnt, die Intereſſen unſeres Vaterlandes gewahrt 
werden, daß nur, wer das Recht ſelbſt achtet, Recht 
Stürmiſches Bravo.) 
Abg. Reichensperger glaı 
theiligt durch die Art, wie bei Wiedereröffnung der Debatte dem vorigen 
Redner das Wort gegeben worden ſei. Er iſt der Anſicht, es habe entweder 
die alte 8 von Neuem gelten oder eine neue Verlooſung vorgenom⸗ 
men werden müjl 1 
der Präſident erklärt, es ſei hergebrachte Praxis des Hauſes und überein⸗ 
ſtimmend mit der Geſchäftsordnung, daß durch den Schluß der Debatte die 
alte Rednerliſte caſſirt werde und bei 5 der Generaldiscuſſion 
die Herren ſich aufs Neue zum Worte melden, wie ſolches zuerſt vom Grafen 
Schwerin und ſpäter auch von einigen anderen Herren geſchehen ſei. 
Miniſterpräſident v. Bismarck: Der Herr Vorredner hat berſchiedene 
Behauptungen aufgeſtellt, die ich ga 
daß er ein guter Preuße fei, jo ſtimme ich damit vollſtändig überein; ich 
5 noch weiter, ich halte ihn in ſeinem Herzen ſogar für einen monarchiſchen 
reußen. Er würde vielleicht daſſelbe zu ſeinem Könige ſagen, wie Dr. Faust 
zu einem höheren Könige. Deshalb glaube ich auch, 0 mit ſeiner Partei 
ein Ende nehmen wird, wie mit Dr. Fauſt im erſten Theile 


itze ſich der Redner einſt befand? Ich habe ſchon lange 


geblieben, an deren Spitze 
artei ſtärker, als ſie iſt, ſo ließe ſich mit ihr rechten. 


emerkt: wäre die 
Zu den Behauptungen, welche der Vorredner beſtritten hat, ohne daß i 
aufgeſtellt 

Das iſt ſchon 
über einig, da 
Verfaſſung beobachtet wird. (Verwunderung. ) 


Kue 0 ganz unmöglich, Ich bin mit dem Redner dar⸗ 


Wenn ſie nur allſeitig beobachtet wird, wenn man ihr nur nicht eine 


Auslegung giebt, die ihrem ganzen Sinne widerſpricht. (op oh!) Ich muß 
dem Vorredner ferner darin widerſprechen, als Kun ich behauptet, daß das 
Recht allein bei den Bayonneten liege. Ich habe nur behauptet, das Recht 
laſſe ſich in europäiſchen Streitigkeiten, für welche kein competenter Gerichts⸗ 
hof beſteht, nur durch Baponnete entſcheiden. Der Redner hat das Motiv 
der Handlungsweiſe des Ministeriums, die Furcht vor der Demokratie und 
dem Auslande, untergeſchoben. Ich glaube, der Redner follte mich lange genug 
kennen, um zu wiſſen, daß ich die Furcht vor der Demokratie nicht 

denn hätte id die, jo ſaße ich nicht auf dieſem Platze. Ich würde dann das 
Spiel, welches i angefangen babe, für verloren halten, während ich hoffe, 
die Gegner zu beſiegen. Was die Furcht vor dem Auslande betrifft, ſo kann 
man Vorſicht, Furcht und Muth Leichtfertigkeit nennen. Muth nimmt die⸗ 
en Charakter an, wenn einer Regierung zugemuthet wird, auch gegen die 
erdrückendſte Uebermacht zu den Waffen zu greifen. Das darf eine Regie⸗ 
rung nicht; nur der Einzelne, der Kal iſt, ſeine Perſon daran zu 
epen, hat dies Recht. Hiermit will ich nicht gejagt haben, daß uns eine 
olche erdrückende Uebermacht entgegenſtehe. Ich muß überhaupt die Politik 

a t erhalten. 


der freien Hand dem gegenüber 
Waldeck: Nachdem der Miniſterpräſident uns den nackten 


—.— 


Abg. Dr. 
Abſolutismus dor die Augen t hat, ſcheint es mi i 
allen Mitteln zu ehe, dur eee ber Brill been wie ae 


letztes Mittel angewendet. Der Miniſterpra eine beſonderen T 
rien von einem conſtitutionellen preußiſchen e e . 7 


wir uns nicht am Rande des Abgrundes befinden, wenn die 


enne; 


der letzten Zeit verloren gegangen, ſowohl an Sympathien des Volkes in 


in Anſpruch nehmen kann. 


ger glaubt ſich und die katholiſche Fraction benach⸗ 


en. Hieran ſchließt ſich eine längere Discuſſion, bei welcher 


an nicht beftritten habe. Wenn er bekannte, 


j ) ob dann ein 
zweiter folgen werde, das muß die Zukunft lehren. Wo iſt die Majorität 


ie 
be, gehört die, daß Preußen von Deutſchland e 


Verweigerung der Anleihe haben wir unſer j 
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nicht gehen, der Landesvertretung das Recht abzuſprechen, die Anleihe zu 
verwerfen. N halte es aber für überflüſſig, von der Art 5. ſprechen, wie 
eg geführt werden ſoll, wenn wir nicht die Macht haben, beſtimmend 
darauf einzuwirken. Was ift aber das preußiſche Königthum, jener nacher 
de bronee, von dem der Miniſterpräſident fprah? Es iſt die abſolute Ne⸗ 
gation des Junkerthums, geſtützt auf die liberale Entwickelung. Nachdem 
nun aber jener aufgeklärte, liberale Abſolutismus unmöglich geworden war, 
da konnte ein in in Preußen nur gedacht werden, welches ſich ver⸗ 
faſſungsmäßig auf das Volk ſtützt, und ſchon Hardenberg nannte Preußen 
ein demokratiſches Königthum. Und wenn Sie (zur Rechten) Furcht vor der 
Demokratie ausſprechen, und dieſe e als eine Schande anſehen, 
wir ſind anderer Anſicht, wir ſind ſtolz auf dieſen Namen. Warum fordert 
der Miniſterpräſident von uns die Bewilligung der Anleihe, wenn er ſie nicht 
nöthig hat, wenn wir nicht das Recht haben, Nein zu ſagen? (Sehr gut.) 
Erwarten Sie nicht, daß ich mich über die Schleswig⸗Holſteinſche Frage in 
ihrer: ganzen Bedeutung auslaſſen ſoll, aber ſollen wir Geld geben einem Mir 
niſterium, welchem wir in der inneren Politik kein Vertrauen ſchenken? Nicht 
nur dieſe, ſondern jede Anleihe müſſen wir der Regierung abſchlagen, bis die 
verfaſſungsmäßigen Zuſtände im Innern hergeſtellt ſind. Den Zweck der Mo⸗ 
vilmachung haben uns geſtern die Anhänger der Minorität deutlich hingeſtellt; 
der Miniſterpräſident will nicht das Recht Schleswig⸗Holſteins wahren, jon- 
dern er will das durch das londoner Protokoll begründete Recht Dänemarks 
herstellen. Derjenige, welcher dem Staate die Blutſteuer zahlt, ſoll nicht fra⸗ 
gen, wie ſie verwandt wird, ſondern dem Miniſterpräſidenten überlaſſen, ob er 
dafür wirken will, daß er die Herzogthümer mit Dänemark vereinigt und dabei 
zugleich die demokratiſche däniſche Verfaſſung aufheben hilft. — Das Miniſte⸗ 
rium will ſich Bundesgenoſſen ſeiner Politik im Innern ſchaffen. Ich glaube 
aber nicht, daß das zu einem Kriege mit Dänemark führen wird; es wird viel⸗ 
leicht ein kleines Feuerwerk geben, aber die Dänen werden ſich zurückziehen. 
Ich will nur wünſchen, daß = wenig Menſchen dabei geopfert werden. 
Denn jenes kriegeriſche Schachſpiel, welches mit der Belagerung von Antwer⸗ 
pen begann, es ift eine traurige Erfindung der neueren Zeit, welche die Men- 
ſchen ohne Zweck opfert. 5 
Wenn der Miniſterpräſident ſich ſeiner Siege über die Demokratie rühmt, 
fo möge er bedenken, daß nicht die materiellen Siege allein maßgebend find; 
er mag uns zeigen, wo er einen geitigen Sieg errungen hat in der Art, 
wie die Siege waren, durch welche der liberale preußiſche Abſolutismas feine 
Herrſchaft befeſtigte. Wenn Sie auf eine Aufbringung der Anleihe ohne 


f uns denken, ſo rechnen Sie dabei auf die Ehre des Volkes, welches nicht 


blos nach materiellen Intereſſen, ſondern auch ſeinen Rechten fragt. Der 
Redner geht hierauf auf die Möglichkeit des Krieges ein, und bemerkt, daß 
das Heer bei uns ein Theil des Volkes ſei, daß die Soldaten die Wähler 
ver Abgeordneten ſeien. „Wenn Sie die Landwehr einberufen“, ſchließt 
Redner, „fo rufen Sie die Unſrigen ein“. Weil wir aber über überzeugt 
ſind, daß ein Krieg für das Land unheilvoll ſein wird, ſo können wir, ohne 

ein Wort 1 weiter zu verlieren, die Anleihe verweigern (Bravo). 
Kriegsminiſtor v. Roon: Ich halte es für meine Silit, in dieſer Ans 
elegenheit das Wort zu ergreifen, obgleich dies keine angenehme Pflicht iſt. 
Die Herren auf der Tribüne find auf Grund des Art 84 der Verfaſſung zu 
jeder freien Meinungsäußernng berechtigt und dem Strafrichter dafür nicht 
verantwortlich. (Unruhe.) Das ſtebt in der Verfaſſung, meine Herren. Die 
Herren machen von dieſem Rechte den uneingeſchränkteſten Gebrauch; Sie 
geniren ſich in keiner Weiſe, Sie haben ein Recht dazu, mögen Sie es thun. 
Auf der anderen Seite ſteht die Reg. Ihnen gegenüber, die die gleiche Freiheit 
nicht beſizt, und ich möchte das an und für ſich noch für ein Glück halten. 
Denn wollte man den leidenſchaftlichen Aeußerungen von jener Seite in 
under Weiſe antworten, K würden wir zu amerikaniſchen Zuständen ge 
en, wo man mit dem Revolver in ſolche Geſellſchaften geht. (Lebhaftes 


Ziſchen des Unwillens.) Ich bin vorzugsweiſe veranlaßt, das Wort zu er⸗ 


reifen, mit Rückſicht auf eine früher gemachte Aeußerung des Abg. für 
randenburg (2), der es in meiner Abweſenheit für wünſchenswerth erklärt 
hat, daß ich mich über die gras: äußern mochte. Ich muß zunächit einem, 
i mab| en Mißverſtändniß entgegentreten, als ſei im 
Schogße des Miniſteriums über die Regierungspolitit in dieſer Frage irgend 
eine Spaltung vorhanden. Man hat mir die Ehre erwieſen, mich zu nennen 
als den Stimmführer einer Partei, welche den Krieg für nützlich hält, und 
zwar den Krieg auf die Bedingung hin und von den Vorausſetzungen aus, 
en der Majorität dieſes Hauſes als die einzig berechtigte Grundlage 
angeſehen wird. 

a muß bemerken, daß dieſe Annahme e daß auch niemals irgend ein 
entfernter Grund dazu vorgelegen hat. Die Majorität hat eine Fragr, die für 
vollſtändig offen iſt, bereits als erledigt betrachtet, das iſt die Erbfolgefrage. 
Ich ſtehe zu dieſer Frage in der That auf vollkommen neutralem Boden. Ich 
habe weder Sympathien für die glücksburger, noch für die auguſtenburger Li⸗ 
nie. Ich habe nur Sympathien für die Intereſſen Preußens und auch herz: 
liche Sympathien, in meinem Sinne, für Deutſchland, aber fetzt liegt die Frage für 
uns hauptſächlich darin, daß Preußen Verheißungen gemacht hat, die ſpäter von 
Dänemark in das Gegentheil verkehrt worden ſind. Wird jenen Verabredun⸗ 

en nicht Rechnung getragen, ſo halte ich den Krieg für nothwendig, um den 
erzogthümern heilſame Zuſtände zu ſichern für alle Zeiten. Wenn ich auch 
nicht zugebe, daß früher in Schleswig die preußiſche Waffenehre verpfändet 
worden ſei, ſo geſtehe ich doch ein, daß die Politik jener Tage nicht die glän⸗ 
endſten Blätter der preußiſchen Geſchichte füllt (hört!), und daß die damals 
bernommenen Pflichten erfüllt werden müſſen. Monſtrös aber iſt die Behaup⸗ 
tung, daß wir mit dem Blute unſerer Söhne den Dänen eine Provinz ab⸗ 
nehmen wollen, bloß um fie ihnen nachher geknebelt wiederzugeben. Zu ſolcher 
Annahme iſt keinerlei Grund norhanden. Wir wollen uns nicht gegenſeitig 
täufchen, ſondern offen fein: das Haus will die Reg.⸗Anleihe ablehnen, weil 
man dieſer Regierung nicht die Mittel geben will zu einer kräftigen Action 
(Widerſpruch). 80 N 
Dazu bedarf man eines anſtändigen Vorwandes vor dem Lande, und da⸗ 


. hin zielen auch alle Reden und Reſolutionen. Sind auch die Meinungen im 


Lande getheilt, ſo iſt doch die eine allgemein, daß für die Aufrechthaltung der 
Ehre und Würde des Landes die Mittel hergegeben werden müſſen, und daß 
die Verweigerung derſelben nur diktirt werden kann durch eine Tendenzpolitik, 
welche nur dieſes Miniſterium aus dem Wege räumen will. (Unruhe.) Man 


. redet ſo viel von der allgemeinen Meinung, von der Stimmung in Preußen 
* und Deutſchland; ich frage: wo iſt Deutſchland? Da, wo etwa 12 Millionen 
1 unter ſo und ſo viel kleinen Fürſten ſtehen, oder wo die beiden großen deuſchen 
Fuürſten mit ihren Völkern ſtehen, bereit, für Deutſchland, als deſſen Schirm 
59 und Schuß, einzutreten? Wenn der Abg. für Saarbrücken geftern von der 

. deutſchen Revolution geſagt hat, fie müſſe einen werthvollen haltbaren Gedan— 
3. ken haben, und das ſei der Gedanke der deutſchen Einheit, ſo bin ich in die— 

5 ſem Sinne auch ein Revolutionair, ich will dieſen Zweck auch; aber ich will 

: ihn durch andere, nicht durch revolutionaire Mittel. Wenn derſelbe Abg. ge⸗ 

- fagt hat, Preußens Großmachtſtellung ſei eine bloße (oder eine blaſſe) Renom⸗ 


5 


mage, ſo iſt ein ſolches Wort, von jener unverantwortlichen Stelle herabge⸗ 
ſprochen, nicht eben geeignet, unſere Sympathie zu gewinnen. Es iſt dieſes 
ch finde kein parlamentariſches Wort, und überlaſſe Ihnen ſelber 
deſſen Auffindung. Derſelbe Abg. hat uns ferner zugerufen: „Sobald Sie 
gezeigt haben werden, daß Preußen eine Großmacht ſe, dann ſprechen Sie 
davon.“ a ö 


Nun, der Herr, wenn auch ein Gelehrter von europäiſchem Rufe, ſcheint 


in der vaterländiſchen Geſchichte eben nicht beſondere Fortſchritte gemacht zu 


baben (Heiterkeit). Er hat auch einen Exkurs hinſichklich der Demokratie 
und der Armee gemacht, und behauptet: die Regierung will letztere zur Nie⸗ 
derwerfung jener benutzen, d. h. gegen uns ſelber. Aber, m H., ich beſtreite, 
daß Sie in Ibrer Geſammtheit dieſe Demokratie find; es wird gar häufig 
mit demokratiſchem Aus hängeſchilde bloße Parteipolitik getrieben. Die Reg. 
flechtet weder dieſe, noch auch die hochtönenden Reden von der Macht der 
Idee über die materiellen Intereſſen; man will ihr bange machen und macht 


damit die Rechnung ohne den Wirth, — der Wechſel kann nicht gezogen 


werden. babe auch keine Veranlaſſung, die Demokratie zu fürchten, denn 
wenn ich Ba Kia, daß die Majorität dieſes Hauſes ſich zu derſelben 
rechne, und wenn ich Sie hier Mann für Mann betrachte, ſo ſehe ich Ger 
ſichter, welche im Privatleben Vertrauen einflößen, Furchtbares aber babe ich 
noch an Keinem geſehen (Heiterkeitb. Wenn Sie aber auf eine Verbreitung 
der demokratiſchen Ideen in der Armee rechnen, ſo können Sie doch falſch 
ſpekuliren. Das gehört in die Rubrik von dem bohen Spiele, welches ver- 
Toren geben kann. Ich kann es mir nicht verſagen, bier ein altes Dichter— 


wort zu citiren: Noch gebt se ‘ 
1 ‘ el n E 2.72 
Ein ges ine en 
Und rings im Waſſenſchimmer 
Sein treues Heer. 8 
Dieſes Wort gilt, und wird immer gelten. — Das Wert welches uns zu⸗ 


gerufen worden iſt: „Sie glauben, die Ihrigen e zuderufen, und Sie ziehen 
Sie Unfeigen ein!“ äcceptire ich für uns, denn es find die Unfrigen, 3 iſt 
unſere Armee, welche keiner andern nachzuſtellen iſt. Durch alle ſelche Pro⸗ 
vocationen man nur darauf aus, ein Gefühl in der Armee bervorzuru⸗ 


gar nicht exiſtirt. (Bravo ha) 


5 8 
fen, das no am): € 


Aba. Löwe und ſeine Freunde befänden ſich in einer 


üblen Lage, ſo oft von der Armee die Rede wäre; denn redeten ſie gegen! wird das Amendement Groote, nachdem die 
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diefelbe, ſo hieße man fie Feinde der Armee, redeten fie aber für die Armee, 
ſo bezeichnete man dies als ein Wühlen gegen den Kriegsherrn. (Sehr wahr.) 
So ſcheine es denn, als ob die Armee für uns ein noli me tangere ſein 
folle, für welches wir freilich die Ehre haben, alljährlich 40 Mill. zu zahlen. 
Wenn der Herr Kriegsminiſter von empfangenen Drohbriefen geredet habe, 
o habe auch er dergleichen erhalten, ohne den Herrn Kriegsminiſter für deren 
theber zu halten. — Er ſuche Preußens Machtſtellung nur in der Cinheit 
der Krone mit dem Volke, der Regierung mit der Landesvertretung; Deutſch⸗ 
land aber erblicke er da, wo deutſcher Sinn und deutſche Ehre ſich finden, 
nicht aber im Auslande. In den Angelegenheiten der Herzogthümer ſei die 
beſte preußiſche Politik zugleich die deutſche; was ſei aber von der preußiſchen 
Regierung zu erwarten, welche ſage, die Fortſchrittspartei, identiſch mit der 
Demokratie. müſſe niedergetreten werden, und welche gleichzeitig den Herzog 
von Auguſtenburg mit dieſer Partei identificire? (Sehr tätig 5 
Nachdem in Raſtatt und Lüneville ſich fremde Mächte in deutſche An⸗ 
gelegenheiten gemiſcht, ſei das vom deutſchen Geiſte abgewandte Preußen 
im Jahre 1806 vernichtet worden; ſeine Umkehr habe es 1813 wieder erho⸗ 
ben, und ſeitdem könne es ſich nicht mehr von Deutſchland loslöſen. „Wir 
ſchwärmen nicht für den deutſchen Bund, wollen aber nicht das ſchmutzige 
Waſſer weggießen, bevor wir reines haben.“ Redner erinnert den Miniſter⸗ 
präſidenten an den Oeſterreich ertheilten Rath, ſeinen Schwerpunkt nach 
Peſth zu verlegen, und fragt ihn, wie Preußen neben Oeſterreich beſtehen 
wolle, ohne ſich auf die Saen Deutſchlands zu ſtützen. Nach einer 
Erörterung der Stellung Schwedens zu einem ſkandinaviſchen Reiche und 
der Bedeutung der Herzogthümer in einem ſolchen, hebt Redner hervor, daß 
es ein politiſcher Irrthum ſei, die Fortſchrittspartei mit der alten Demokra⸗ 
tie zu ibentificiren; jene ſei nur eine Coalitionspartei, gebildet, um auf 
dem Boden des Beſtehenden dieſe Fragen in einer den Intereſſen Preußens 
und Deutſchlands entſprechenden Weite zu löſen. — Wolle man die Volks⸗ 
vertretung, dieſes Zwiſchenglied zwiſchen König und Volk, beſeitigen, fo 
werde alsdann das Volk ſich ſelber vertreten; — ob dies im Schloſſe, oder 
ſonſt wo in angenehmerer Weiſe geſchehen könne, wiſſe er nicht, aber „wir 
halten an der Verfaſſung eben ſo feſt, wie die Soldaten des Kriegsminiſters 
an ihrer Fahne! (Bravo!) Ein Eid iſt jo viel werth, wie der andere!“ Zum 
Schluſſe weiſt Redner darauf hin, daß es jetzt nur an Napoleon liege, ein 
Protectorat in Deutſchland zu übernehmen, und wenn er früher einen Rhein⸗ 
bund höchſtens nach einer unglücklichen Campagne für möglich gehalten 
hätte, ſo ſei es der Politik dieſes Miniſteriums gelungen, die Möglichkeit 
des Rheinbundes ſchon vor einer ſolchen unglücklichen Campagne zu ſchaf⸗ 
fen. (Sehr richtig) „Wir unterſtützen jede Regierung, welche das Recht 
wahrt, ſei es zunächſt auch nur das territoriale. Die gegenwärtige Regje⸗ 
rung hingegen giebt das Intereſſe Preußens auf für eine reactionäre Po⸗ 
litik, denn eine reactionäre Politik iſt undeutſch, wie ſie unpreußiſch iſt.“ 
(Lebhaftes 1 ß ; 

Miniſter⸗Präſident v. Bismarck: Der drohende Rheinbund fei eine 
Fiction; unſere Beziehungen zu den meiſten andern deutſchen Staaten und 
mit dem franzöſiſchen Hofe ſeien die beiten. — Dem Vergleich mit Wöllner 
und Biſchofswerder könne er mit gleichem Rechte eine Parallele des Vorred⸗ 
ners mit Marat und Robespierre entgegenhalten. — In der Depeſche vom 
24. Januar ſtehe kein Wort von einem Herausdrängen Oeſterreichs aus 
Deutſchland, ſie war ein Verſuch, diejenige Uebereinſtimmung zwiſchen uns 
und Deiterreich herbeizuführen, welche jetzt erreicht iſt. (Große Heiterkeit.) 
Die eigentliche Baſis einer Einigung Deutſchlands ſei unter den jetzigen Ber 
dingungen doch nur möglich, wenn die beiden deutſchen Großmächte verbün⸗ 
det ſind, um es zu ſchützen. — Der Regierung find Aeußerungen der ſogen. 
officiöſen Preſſe zum Vorwurfe gemacht eine officibſe Preſſe giebt es nicht; 
eine meiner erſten ee war, ein ſolches Verhältniß zu löoſen; 
wir haben kein officiöjes Blatt, für deſſen ganzen Inhalt wir verantwortlich 
wären. Wenn der Abg. Waldeck von der Pflicht des preuß. Königthums 
geſprochen hat, das Junkerthum zu bekämpfen, jo kann man, wenn man mit 
dem Wort Junkerthum den Begriff der Ueberhebung und der unberechtigten 
Anmaßung von Rechten verbindet, auch von einem parlamentariſchen 
Junkerthum ſprechen, und den Kampf gegen dieſes halte er gllerdings für 
En 5 ne Aufgaben des preußiſchen Königthums. (Lebhafte Zeichen des 

ißfallens. 

Kriegsminiſter v. Roon: Die kleinen deutſchen Staaten haben ſich aus 
Beſorgniß vor irgend welchem Phantomen den berechtigten Einflüſſen der 
beiden deutſchen Großmächte zu entziehen geſucht. Dieſe Phantome ſind nicht 
von dem Miniſterpräſidenten hervorgerufen, ſondern von der Partei, die Sie 
(zur Linken gewandt) vertreten. So verhält es ſich auch mit dem Phantom 
des Rheinbundes. Es iſt hier davon geſprochen, daß Preußen nach den 
Tagen feiner Erhebung ſich an Deutſchland angeſchloſſen habe, im g⸗wiſſen 
Sinne iſt das wahr, aber auch das Umgekehrte iſt der Fall geweſen: Deutſch⸗ 
land hat ſich an Preußen angeſchloſſen und Preußen iſt die bewegende Kraft 
Der Abg. Löwe hat auch von Schwankungen geſprochen; aber ſeit der Mi⸗ 
niſterpräſident an der Spitze der Geſchäfte ſteht, verfolgt unſere Politik ganz 
feſte Ziele (Heiterkeit). Der Schluß, die Armee ſei für die Linke gleichſam 
ein noli me tangere, iſt vollkommen richtig (Heiterkeit). 

Darauf wird die Generaldiskuſſion abermals geſchloſſen. Eingeſchrieben 
ſind noch die Abgg. Duncker, Neihenfperner, Jung, Wagener, Bunſen, 
Stavenhagen u. A. Nachdem die Herren v. Blankenburg, Schulze, Schwerin, 
Virchow und Löwe noch in perfünlichen e i Einige gegen fie) 

erichtete Angriffe antwortet haben, erhält das Wort als Antragſteller 
Abg. Schulze (Berlin). Nach mehreren perſönlichen Bemerkungen wender 
der Redner ſich an den Abg. v. Blanckenburg, indem er bemerkt, daß er ge⸗ 
glaubt habe, jene Partei werde die Regierung mit allen ihr zu Gebote ſtehen⸗ 
den materiellen Mitteln unterſtützen, nicht aber mit ſolchen Mitteln, wie ſie 
gebraucht ſeien, mit Denunciationen ꝛc., wie der Abg. Wagener fie gemacht. 
„Desabouiren Sie den Herrn, wenn er nicht im Sinne Ihrer Partei geban- 
delt ha?“ — Es ſei ſchon einmal eine Aeußerung hinſichtlich des Revolvers 
gefallen und der damalige Präſident habe gegen dieſelbe den ſtrengſten Ord⸗ 
nungsruf erlaſſen. Solche Eventualitäten könnten nur vorkommen, wenn e* 
Männer im Haufe gebe, die ſich der Leitung der Debatte durch den Präſi⸗ 
denten nicht unterwerfen wollten. Nur unter ſolchen Umſtänden konnten 
ſolche Dinge vorkommen. Die Abga. machten Gebrauch von ihrem ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte, die Regierung aber lehne die Verantwortlichkeit ab, 
da ſie noch immer Anſtand nehme, das durch die Verf. verheißene Miniſter⸗ 
verantwortlichkeitsgeſetz vorzulegen. 5 

Das Haus batte, bevor die Regierung mit einer Forderung an daſſelbe 
herantrat, ſchon beſtimmte Grundſätze aufgeftellt, und deshalb konne man es 
nicht beſchuldigen, daß es Tendenzpolitik treibe. Durch die Annahme der 
Reſolution werde ſich das Haus, wenn die eee mit weiteren Forde⸗ 
rungen komme, gegen den Vorwurf der Tendenzpolitik ſchützen. Das Haus 
habe Grund zum Mißtrauen gegen eine Regierung, welche die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Landes verkümmere, und es würde jedem Miniſterium, 
welches eine ſolche Politik verfolge, die Mittel verweigern, es möge einer 
Partei angehören, welcher es wolle. Er empfehle die Annahme des Amen- 
dement Groote. \ 5 

Referent Abg. Aßmann: Er werde ſich kurz faſſen und auf einige Be⸗ 
mertungen beſchränken. Der Abg. Waldeck habe gejagt, er würde nicht nur 
dieſe Anleihe, ſondern auch jede andere nicht bewilligen, dann könne er die 
Reſolution gewiß annehmen. Er widerlegt darauf einige Bemerkungen des 
Miniſterpräſtdenten und entgegnet dem Kriegsminiſter: er habe ſich gegen 
die angeblich beabſichtigte Imputation einer politiſchen Richtung in der Armee 
verwahrt, gleichgiltig ſei es doch aber nicht, ob die Armee mit oder ohne 
Freudigkeit kämpfe. Was die Frage des Bundestages betreffe, ſo ſchwärme 
er und ſeine Freunde nicht für denſelben; ſie ſtänden eben jetzt auf ſeiner 
Seite, weil er das Recht der Herzogthümer vertrete. Er hoffe, daß nicht in 
Folge der Regierungspolitit ſich ſtatt der bisherigen rein deutſchen Tendenzen 
andre ſich der Bewegung bemächtigen. 

Abg. Wagener er 1 87 ſich gegen die Anſchuldigungen 
des Abg. Schulze, er beruft ſich auf ſein veröffentlichtes Schreiben an den 
Geh. Rath Engel, welches er mittheilt. FR 

Abg. Schulze verſpricht ihm, falls er die Unrichtigkeit der erhobenen 
Beſchuldigung beweiſe, ihm eine genügende Erklärung zu geben, bis jetzt ſei 
er aber noch nicht überzeugt. 

In der nun folgenden Specialdiscuſſion über die Regierungsvorlage 
ſpricht Abg. v. Bonin gegen § 1 der Regierungsvorlage, iſt aber bei der 
im Hauſe herrſchenden Unruhe 75 unverſtändlich. Die Nester hätte jetzt 
bei veränderter Sachlage die Vorlage zurückziehen ſollen, wenn ſie correct 
verfahren wäre, und eine andere einbringen müſſen. Er ſtimme gegen die 
Regierungsvorlage, werde aber auch gegen die Reſolution ſtimmen, da er 
fie nicht für zwedentſprechend halte. jorität 

Die Discuſſſon wird darauf geſchloſſen, und $ 1 mit großer Majorität 
abgelehnt Dafür iimmen nur die Conſerbativen und ein Theil der latholi⸗ 
ſchen Fraction, darunter Abg. Reichenſperger. Ebenſo die übrigen Paragra⸗ 
phen ohne Discaſſton. Bei der namentlichen Abſtimmung über die ganze 
Regierungsvorlage wird dieſelbe mit 275 gegen 51 abgelehnt ; für dieſelbe 
ſtimmten außer den Conſervativen die Abgg. Neichenſperger, Oſterrath, Franz, 
Ng und andere Abgeordnete der katholiſchen Fraction, gegen fie ſtimmre 
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Gegenprobe kein Reſultat ergeben, bei der Zählung mit 145 gegen 105 Stim⸗ 
men angenommen, und ebenſo die ganze Reſolution einſchließlich dieſes 
Amendements mit großer Maporität. l 

Schluß der Sitzung 4% Uhr. Nächſte Sitzung: morgen 10 Uhr. Tages⸗ 
ordnung: Militärnovelle. 1 2 


Berlin, 22. Jan. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König haben aller⸗ 
gnädigſt geruht: Dem Stabs⸗ und Garniſon⸗Arzt Dr. Schulz zu Danzig 
den rothen Adlerorden dritter Klaſſe mit der Schleife, dem evangeliſchen 
Pfarrer Schink zu Groß⸗Krichen im Kreiſe Lüben, dem Steuer⸗Einnebmer 
Heidemann zu Regenwalde, und dem Amtmann Carl Lüders zu Geſcher 
im Kreiſe Cösfeld, den rothen Adlerorden vierter Klaſſe, dem Rathmann 
Strauß zu Freienwalde im Kreiſe Sgatzig, dem Schullehrer und Organiſten 
Unverticht zu Fürſtenau im Kreiſe Neumarkt, und dem penſionirten 
Strafanſtalts⸗Werkmeiſter Haucke zu Halle a. S., das allgemeine Ehrenzei⸗ 
chen, ſowie dem Seilermeiſter Joſeph Sutter zu Ehrenbreitſtein im Kreiſe 
Koblenz, dem Müllergeſellen Schuetze und dem penſtonirten Eiſenbahn⸗ 
Schaffner Hahn, beide zu Emden im Kreiſe Neuhaldensleben, die Rettungs⸗ 
Medaille am Bande zu verleihen; ferner dem Regierungsſektetär Holtzſch 
in Poſen den Charakter als Kanzleirath zu verleihen. 

Bekanntmachung. In dem Poſtverkehr mit den nach Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein abgerückten preuß. Truppen werden vermittelſt der Feldpoſt und frei don 
Porto befördert: 

gewöhnliche Briefe und 
Geldbriefe mit declarirten Einlagen bis 50 Thlr. einſchließlich. 

Die Adreſſe muß den Vermerk: „Feldpoſtbrief“ tragen und bei Sendun⸗ 
gen an Militärs und Militärbeamte genau angeben, zu welchem Regimente, 
welchem Bataillon, welcher Compagnie (oder ſonſtigem Truppentheile) der 
Empfänger gehört, welchen Grad und Charakter oder welches Amt bei der 
Militär⸗Verwaltung derſelbe hat. 

Ein Beſtimmungsort braucht bei den nach jenen Truppentheilen gerich⸗ 
teten gewöhnlichen Briefen und Geldbriefen nicht angegeben zu ſein, da die 
ſämmtlichen preußiſchen Poſtanſtalten nach Inſtruction die Sendungen nach 
gewiſſen Punkten zu leiten haben, von wo die Ueberführung auf die preuß. 
Feldpoſt — für den betreffenden Truppentheil — weiter ſtaktfindet. 

Privat⸗Päckereien können zwar im Feldpoſtdienſte nicht beſorgt wer: 
den; es iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß dergleichen Sendungen durch die 
gewöhnlichen Lokal⸗ und Landes⸗Poſtanſtalten erfolgen. Bei ſolchen Sen⸗ 
dungen muß der Beſtimmungsort, wo die Abnahme erfolgen ſoll, vom Ab⸗ 
ſender angegeven ſein; kann der Adreſſat die Abnahme dort nicht bewirken, 
ſo muß derſelbe wegen der Nachſendung weitere Beſtimmung treffen. 

Berlin, den 21. Januar 1864. 
5 General⸗Poſt⸗Amt. Philipsborn. 

Berlin, 22. Januar. [Amtliches.] 
ruht, den nachbenannten Perſonen die Erlaubniß zur Anlegung der ihnen ver⸗ 
liehenen Orden zu ertbeilen, und zwar: a 

des Großkreuzes des kurfürſtl. heſſ. Wilhelms⸗Ordens; dem Kammerherrn 
und Geſandten H. v. Arnim; 

des Ritterkreuzes des k. öſtr. Leopold⸗Ordens: dem Botſchafts⸗Sekretär Grf. 
zu Solms⸗Sonnewalde; 5 * 

des Commandeurkreuzes vom herzogl. anhalt. Hausorden Albrechts des 
Bären: dem Forſtmeiſter a. D. v. Schimmelmann zu Jagdſchloß Letzlingen; 

des Ritterkreuzes 1. Kl. deſſelben Ordens: dem Oberförſter v. Heſſenthal 
zu Letzlingen; 4 

des k. ruſſ. St. Stanislaus-Ordens 3. Kl.: dem Eiſenb.⸗Stations⸗Vorſt. 
Carl Friedrich Fabricius zu Thorn; und 

des Ritterkreuzes des päpſtl Pius Ordens: dem Hof⸗ Glasmaler Michael 
Hubert Schmitz zu Aachen. N 

Berlin, 22. Jan. [Se. Maj. der König!] empfingen beute 
Morgen um 10 Uhr den Vortrag des Polizei-Präfidenten und nahmen 
‚um 11 Uhr verſchiedene militäriſche Meldungen entgegen, namentlich 
die des königlich kaiſerlich öſterreichiſchen Feldmarſchall-Lieutenants Frhr. 
von Gablenz und deſſen Stabes, ſowie Sr. Hoheit des Prinzen Albert 
von Sachſen⸗Altenburg, Lieutenants im Weſtfälſſchen Ulanen⸗Regiment 
Nr. 5, welcher zu dem preuß. Hauptquartier in Holſtein commandirt 
iſt. Um 11 uhr begann der Vortrag des Kriegminiſters und des 
Militär⸗Cabinets, um %1 Uhr wurde der General-Feldmarſchall Frhr. 
von Wrangel, und ſodann der Geh. Cabinetzrath Wirkl. Geh. Rath 
Illaire empfangen. Um 5 Uhr findet im köͤnigl. Palais ein Diner 


ſtatt, zu dem unter Anderen die hier eingetroffenen kaiſerlich königlich 


öſterreichiſchen Offiziere befohlen find. Abends wird Se. Majeftät den 


Subſeriptionsball im Opernhauſe mit Allerhoͤchſtſeiner Gegenwart be⸗ 
ehren. . (St. A.) 

Geſtern Abend um 8 Uhr fand bei Ihren königlichen Majeſtäten im hie⸗ 
ſigen königlichen Schloſſe, und zwar in den Paradekammern und der Bilder⸗ 
Gallerie, Cour und nach derſelben Concert im weißen Saale ſtatt. Ihre 
königlichen Hoheiten die Prinzen und Prinzeſſinnen des königlichen Hauſes 
en * der rothen Sammetkammer, das diplomatiſche Corps im Rit⸗ 
terſaale, 3 
die inländiſchen Herren vom Civil im Königinnenzimme ie Ofſizi 
in der Bildergallerie verſammelt. eee, e 
Um 8 uhr benden gd königlichen Majeſtäten in der rothen Sammet⸗ 
Kammer und begaben ſich von dort, nachdem Allerhöchſtdieſelben die Bot⸗ 
ſchafter von England und Frankreich und deren Gemahlinnen in der ſchwar⸗ 
zen Adler⸗Kammer zu empfangen gerubt hatten, unter Vortritt der Oberſten⸗ 
Hofe, Ober⸗Hof⸗ und Hof⸗Chargen und gefolgt von den General⸗ und Flü⸗ 
gel⸗Adjutanten, der Ober⸗Hofmeiſterin, den Palaſt⸗ und Hofdamen Ihrer 
Majeſtät der Königin, in den Kitterf>al, um die Cour des diplomatiſchen 
Corps, und ſodann in die brandenburgiſche Kammer, um die Cour der in⸗ 
laͤndiſchen Damen entgegenzunehmen. 

„Nachdem Ihre Moreftäten-hieranf in der rothen Drap. dor Kammer den 
Thee eingenommen hatten, begaben Allerhöchſtdieſelben Sich mit Ihren tönigl. 
Hoheiten den Prinzen und Prinzeſſinnen des königl. Hauſes nach der Vilder⸗ 
gallerie, woſelbſt ſich inzwiſchen die Offizier⸗Corps zur Cour aufgeſtellt halten. 
Nach Beendigung dieſer Cour geruhten Ihre Majeſtäten im Königinnen⸗ 
zimmer verſchiedene Mitglieder des Herren: und des Abgeordnetenhauſes, jo 
wie einzelne Räthe der Miniſterien und mehrere der Koryphäen der Wiſſen⸗ 
ſchaften und Künſte anzuſprechen. 

Am Eingange des weißen Saales unter den Arkaden wurden Ihre 
Majeſtäten von den hier anweſenden fürſten und Exeellenzen erwartet, mit 
denen Allerhöchſtdieſelben Sich ebenfalls einige Zeit unterhielten. Nachdem 
Ihre Majeſtäten Allerhöchſtſich auf der Eſtrade im weißen Saale nieder⸗ 
zulaſſen gerubt hatten, begann das Concert, welches bis nach 11 Uhr dauerte, 
worauf die Geſellſchaft huldreichſt entlaſſen wurde. (St. A.) 

K. C. [Das Herrenhaus! hält morgen ebenfalls um 10 Uhr Sitzung; 
auf der Tagesordnung ſteht das Budget; man will daraus auf ein beſchleu⸗ 
nigte Ende der Seſſion ſchließen, etwa zu Montag oder Dinstag; doch if 
Brſtimmtes noch nicht bekannt, ſelbſt in conſervativen Kreiſen des Abgeord⸗ 
netenhauſes war man heute über die desfallſigen Absichten der Regierung 
noch nicht unterrichtet. | u 

[Juſtizrath Wagener] bat bekanntlich vor Kurzem in der 
„Kreuz.“ ein Schreiben veröffentlicht, weſches er an den Geh. Rath 


Dr. Engel gerichtet hatte; wohlweislich war aber die Veröffentlichung | 


der Antwort des Dr. Engel unterlaſſen worden. Letztere wird jetzt von 
der „Spen. Z.“ gebracht und lautet, wie folgt: 17. 9 
des Berlin, den 17. Januar 1864, 
Ew. Hochwohlgeboren zeige ich hierdurch den Empfang Ihrer geehrten 
Zuſchrift vom 16. d. Mis. ergebenſt dankend an. Ohne eine andere Pflicht, 
Als die der Höflichkeit anzuerkennen, mich auf deren Inhalt näher einzulaſſen, 
erlaube ich mir darauf zu erwidern, daß die Erklärung des x, Keyſer in der 
bekannten Briefangelegenheit eine vollſtändig freiwillige iſt und am 30, No⸗ 
vember vorigen Jahres mündlich, am 2. Dezember nur deshalb ſchrifllich 
abgelegt wurde, damit ich ſeine eigenen Worte dem Herrn Miniſter des 
Innern berichten könne. Das iſt geſcheben. Wie und warum ſie ſpaͤter an 
die Oeffentlichkeit gelangten, darüber habe il in einer Zuſchrift an Se. 
Greellenz ausgeſprochen. Ob die in jener Erklärung angeführten Thatſachen 
ſoweit ſie ſich auf dritte Perſonen beſiehen, wahr oder unwahr find, darüber 
maße ich mir kein Uthe an. ich kann nur jagen, daß ich Keyſer wieder⸗ 
holt gewarnt habe, irgend etwas in ſeine Erklärung aufzunehmen, was nicht 
auf unbedingter Wahrheit beruht. In Folge deſſen hat er, nicht nur mir 
e bei allem, was ibm beilig, betheuert, daß er die Wahrheit ſage, 
ondern ſich auch schriftlich zur Beſchworung feiner Ausſagen anheiſchig ger 
macht. Da, wie ich höre, eine Inlurienklage gegen K. auch noch von ande: 
rer Seite anhängig gemacht fein ſoll, jo wird der wirtliche Thatbeſtand muth⸗ 
maßlich bald auf geribtlihem Wege jeftgeitellt werden, und wird diejenige 
Zeitung, welche die Ke Pag] zuerſt veröffentlichte, gewiß mit Freu⸗ 
den bereit ſein, das Ergebniß dieſer Unterſuchung ihren Leſern mi ilen 
und etwaige urſprüngliche Wahr eitswidrigleiten zu beri tigen. itweilen 
od, bemerken zu dürfen, daß in der Kepſerſchen Ert rung lein 


Se. Maj. haben allergnädigſt ge⸗ 2 


mmiliche/inländiipe Damen in der brandenburgiſchen Kammer, 
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* davon ſteht, daß er von Ew. Hochwohlgeboren veranlaßt worden 
ſei, Abſchrift des Jacobiſchen Briefes zu rehmen; es beruht da⸗ 
ber die Stelle Ihres Briefes: „der ꝛc. Keyſer iſt von mir durch 
Nichts und in keiner Weiſe veranlaßt, von dem fraglichen Amelung⸗ 

acobi'ſchen Briefe Abſchrift zu nehmen, vielmehe beſaß er dieſelbe ſchon 
ange und hatte darüber bereis visponirt, als ich denſelben zuerſt geiehen A 
auf einer irrthümlichen Vorausſetzung. Die Erklarung ſagt nur das, was 
das 2. Alinea Ihres geehrten Schreibens im Weſentlich beſtätigt. Auch 
iſt Ew. Hochwohlgeboren eine beſtimmte Aeußerung über den Geh. Rath 
Joh Keyſer gegenüber nicht in den Mund gelegt, ſondern nur eine derje⸗ 
nigen ähnliche, welcher ſich Herr Lewine dem Letztgenannien gegenüber bes 
dient haben ſoll. Der Begriff des Aehnlichen iſt aber ein jo außerordentlich 
weilen, daß ohne den juriſtiſch feſtgeſtellten Beweis der wirklich gebrauchten 
Worte ein Streit darüber bis ins Unendliche fortgeführt werden könnte. 

In bollkommenſter Segen 55 ich 


I r. Engel, 

1 Geh. Ober⸗Reg.⸗Rath u. Director des k. ſtatiſtiſchen Büreaus. 
8 Er. Hochwohlgeboren dem k. Juſtizrath und Abgeordneten 

5 Herrn Wagener hier. 

7 [Militäriſche Promenade] Wie ein in der Regel gut un: 
terrichteter Korreſpondent der „Köln. Ztg.“ berichtet, iſt man bier 
nicht blos im Publikum, ſondern auch in Kreiſen, die mit den be: 
trefienden Verhältniſſen näher bekannt find, der Meinung, daß wir 

nicht einem Feldzuge, ſondern nur einer unblutigen militäriſchen Pro⸗ 
menade entgegengehen. 

[Gerücht.] Die Stadt, und vor Allem die Börfe wird ſeit 
deſtern durch ein Gerücht allarmirt, wonach ſchon geſtern früh ein Zu⸗ 
ſammenſtoß zwiſchen Dänen und Sachſen ſtattgefunden haben ſoll. 
Das Gerücht läßt bereits 200 Sachſen gefallen ſein. Offenbar iſt die 
ganze Erzählung, obwohl fie ſelbſt in den hoͤchſten Sphären geſtern 
Abend verbreitet war, grundlos, da — von allem Andern abgeſehen, 
was dagegen ſpricht — im Laufe von 24 Stunden jedenfalls eine 

| Beſtätigung hätte eingetroffen fein müſſen. 

[Die Zollsereins-Conferenz,] die ſchon am 19. Januar ihre 
Arbeiten wieder aufnehmen ſollte, wird ihre erſte Sitzung erſt am 2. Fe⸗ 
| bruar haben. 


Deut ſch land. 


Karlsruhe, 19. Jan. [Ein officisſer Artikel gegen 
Preußen und Oeſterreich.] Die „Karlsruher Zeitung“ motivirt 
die von der badiſchen Regierung in Ausſicht genommene Mobiliſtrung in 

deinem längeren Artikel, dem wir Folgendes entnehmen: 
1 „Oeſterreich und Preußeu haben ſich entſchloſſen, die Ablehnung ihres 
ü Antrages am Bund weiter nicht zu beachten, ſondern auf eigene Hand in 
* Schleswig diplomatiſch und eventuell kriegeriſch, wenigſtens militäriſch, vor⸗ 
N zugehen. Sie haben 7 75 am Bund erklärt und einen dawider erhobenen 
Proteſt haben ſie gleichfalls als nicht geſcheben behandelt, und die Vorberei⸗ 
dee ‚einem Einmarſch in Schleswig werden in ihren Ländern offen 
| Die Motivirungen, mit denen von officidfen öffentlichen Stimmen dieſes 
. Verhalten der deutſchen Großmächte vertheidigt und beſchönigt werden foll, 
fünren nur ah dienen, daſſelbe in einem möglichſt bedenklichen Licht er⸗ 


— = 


Ziel 1 welche ſie vertreten und anrathen 
fe in Ern iſt, der dem londoner Protokoll entſpricht; 


3 


welche laut das Recht Schles⸗ 
. onnen 


wig-Holft AR, Dan Weg des Rechtes forderten 


— deſſelben feſt verfolgen werden. 
Prufung, in den „Prozeß“ um die 
Auguſtenburg's und von der beſten 


Die rung Oeſterreichs und Preußens am Bunde, in einem Verfah⸗ 
ren, das ſie ſelbſt dem Bunde zur Entſcheidung vorgelegt hatten, damit 
ſeine Competenz anerkennend, gegen den Bundesbeſchluß zu handeln, 
iſt der Anfang einer Politik, welche den Bund in ſeinen Fugen erſchüttern 
muß. Die weitern Schritte ihrer Regierungen werden zeigen, wie weit ſie 
die Conſequenzen ſolchen Beginnens führen wollen, oder ob fie, die Gefah⸗ 
ren deſſelben erkennend, davon abſtehen werden. Schleswig iſt von Oeſter⸗ 
reich und Preußen nicht ohne Berührung anderer Bundesſtaaten und des 
vom Bunde verwalteten Holſteins zu erreichen. Die Frage wegen des Durch⸗ 
marſches kann bereits zu Weiterungen führen. Der königlich ſächſiſche Ge⸗ 
ſandte hat am Bunde 5 auf das Verhältniß Holſteins und die Berechti⸗ 
gung des Bundes hingewieſen, dort keine anderen Truppen als vom Bunde 

a oder geſchickte einzulaſſen. d f 
1% ie immer ſich die Dinge wenden werden, bei der Unklarheit der Ziele 
der Großmächte, bei den Gefahren, welche ihr einſeitiges Vorgehen für das 
Herzogthum Holſtein, für deſſen Anſprüche auf Schleswig, für die Sicher⸗ 
2 Selbſtändigteit des Bundes und der Bundesstaaten, wegen der pro⸗ 
Sta Rio dae fh des Auslandes beſorgen läßt, iſt es für die deutſchen 
a Unſers 8 ſich auf mögliche Fälle gelabt zu machen. 
8 ilitäriſchen hat es bei dieſer Sachlage 1 nothwendig gehalten, 
IE SEE Bficht tungen zu der unter Zuſtimmung ber Landesber⸗ 
tretung in 7 it genommenen Mobilmachung ihrer Streitkräfte anzuord⸗ 
nen, um in mig er 5 em Rufe des Bundes folgen zu können. 
Vor Allem aber find wir überzeugt, daz Baden unverbrüchlich feſthalten 
wird an dem Satze, daß das Recht in der bolſteiniſchen Sache ohne Beirrung 
\ durch irgend welche Tbatſachen derſolgt und geldſt werden muß. Es wird 
| ſich nicht allein in dem Streben finden, daß endlich die Succeſſtonsfrage eine 
| Beantwortung erhalte. Die Einſicht gewinnt immer mehr Raum, daß das 
trenge Feſthalten am Rechte und das Gewinnen eines rechtlichen Bodens 
r den Bund dieſem auch die europaiſche Befugniß giebt, nach anerkann⸗ 
ten Vertragsrechten alle Rechte Holſteins zu wahren. Tbalſachliche Verſuche 
fteilich, den Bund in der Uebung des hiezu zunächſt vorgezeichneten Weges 
zu hemmen, würden ihn nur berechtigen, einen andern einzuſchlagen; nim⸗ 
mermehr ab Recht!“ 
zugeben. Alſo nochmals: Feſthalten am Recht! 
{ Kaſſel, 20. Jan. [Auch ein Prinz.] Die „Kaſſ. 3.” ent: 
hält folgende Anzeige: „Nachdem Se. Durchlaucht der Herr Prinz 
Friedrich von Hanau wegen verſchwenderiſcher Lebensweiſe der Verwal⸗ 
tung feines Vermögens vorläufig entſetzt, und der Polizei Director 
Schmidt dahier proviſoriſch zum Curator über denſelben beſtellt worden 
iſt, wird ſoiches hierdurch zur öffentlichen Kunde gebracht. a 
Fulda, am 13. Januar 1864. 
Kurfürſtliches Obergericht, Civilſenat. Mackeldey.“ 
In Sachen Schleswig ⸗Holſteins. 
Von der Elbe, 21. Jan. [Die deutſchen Bundes⸗ 
Commiſſaire im Conflict mit der altonaer Bürgerſchaft. 
Während noch vor wenigen Tagen mehrere hamburgiſche Zeitungen mit 
j Recht ihre Freude darüber äußerten, daß die Bundescommiſſaire da: 


leines Haares Breite von dem abzuweichen, was ſie als das Rechte be⸗ 


halten, die 82 gehalt ſeines und der ihm anbertrauten Rechte auf⸗ R 


durch die Öffentliche Meinung würdig reſpectirten, 
Preß⸗Bureau errichteten und von Altona aus die verſchiedenen 
der Zeitungen in Betreff der bundescommiſſariſchen Verwaltung des Her⸗ 
zogthums Holſtein u. ſ. w. berichtigten, hat die neueſte Handlungsweiſe 
derſelben alle die ſchönen Hoffnungen und Erwartungen getödtet. Das Bun⸗ 
des⸗Commiſſariat hat nämlich der allgemeinen Denkweiſe der altonger 
Einwohnerſchaft zum Trotz denſelben Geiſtlichen wieder in ſein früheres 
Amt zurückgeführt, der am Chriſtabend in Gemeinſchaft mit den HH. 
von Scheele und von Willemoes⸗Suhm auf bundescommiſ⸗ 
ſariſche Anordnung das gltonaer Stadtgebiet räumen müßte: 
Der wegen feiner daͤniſchen Geſinnung allgemein angefochtene 
Propſt Nievert iſt in der Eigenſchaft eines erſten Geiſtlichen 
der Stadt Altona wieder angeſtellt und einer Namens der Ein⸗ 
wohnerſchaft zum Proteſt vor den Bunded⸗Commiſſaren erſchienenen 
Deputation von Herrn v. Könneritz — ſo erzählt mir ein hoͤchſt eh⸗ 
renwerther Freund — die Antwort ertheilt worden, daß Herr Nievert 
von Sonntag an wiederum den Gottesdienſt leiten müſſe, und daß 
das Bundes⸗Commiſſariat den entgegenſtehenden Wünſchen der 
Bevölkerung keine Berückſichtigung ſchenken könne! In Altona herrſcht 
nun beute eine große Aufregung, doch ſollen die Commiſſare in keiner 
Hinſicht zur Nachgiebigkeit geneigt ſein. 

Altona, 20. Jan. [Gegen die Wehrvereine.] Das „Ge⸗ 
feß- und Verordnungsblatt für die Herzogthümer Holſtein und Lauen⸗ 
burg“ enthält folgende, an ſämmtliche Polizeibehörden beider Herzog⸗ 
thümer gerichtete Verordnung: x 

„Der neuerdings an einzelnen Orten gemachte Verſuch, ſogenannte Wehr⸗ 
Vereine zu organijiren, veranlaßt Uns, die Wachſamkeit der Behörden in 
Zeiten auf das Unſtatthafte und Ungeſetzliche ſolcher Vorhaben hinzulenten 
und dieſelben um fo mehr zu forgfältiger Ueberwachung der in dieſer Be⸗ 
ziehung etwa zu Tage tretenden, gemeinbedenklichen Beſtrebungen anzuweiſen, 
als durch tiefelben dem Lande wie den einzelnen Gemeinden nothwendig nur 
Unzuträglichkeiten und Verwickelungen erwachſen können, welche vermieden 
zu ſehen ein Jeder zum wahren Wohle der Bevölkerung aufrichtig wün⸗ 
ſchen muß. Wir verſehen Uns daber zu dem Pflichteifer der Polizei⸗ 
Behörden, daß, wo deſſen ungeachtet derartige Beſtrebungen ſich be⸗ 
merklich machen ſollten, dieſelben dieſen entgegen zu treten und fo 
weit nöthig, zu nachdrücklichem Einſchreiten hiergegen ſich verpflichtet hal⸗ 
ten, Uns aber von allen in dieſer Richtung in ihren Bezirken gemachten 
Wahrnehmungen ungeſäumt durch Berichterſtattung in Kenntniß zu ſetzen 
nicht verfehlen werden. Altona, den 19. Januar 1864. Die Bundescom⸗ 
miſſare für die Herzogth. Holſtein und Lauenburg. v. Könneritz. Nieper.“ 

Kopenhagen, 21. Januar. [Eine Erklärung Monrads. 
Bei der heutigen Adreßdebatte im Reichstage erklärte Miniſterpräſident 
Monrad: Sollte die November⸗Verfaſſung aufgehoben werden, fo müßte 
und könnte es nur auf verfaſſungsmäßigem Wege geſchehen. Es ſei 
unrichtig, wenn in der vorgeſchlagenen Adreſſe geſagt werde, der Zweck 
der Beſtrebungen des Königs Friedrichs VII. ſei geweſen, dem däni⸗ 
ſchen Reiche die ſelbſtſtändige Stellung in der Monarchie zu ſichern; 
ſein Zweck ſei vielmehr geweſen, die Monarchie zu ſammeln (hört!) und 
nur durch den Druck der Begebenheiten habe der König ſich gezwungen 
geſehen, für Holſtein die Verbindung mit den übrigen Landestheilen auf⸗ 
zuheben. „Nicht wir, ſondern der Bund hat Holſtein von uns wegge⸗ 
zogen und wenn der Bund uns keine Hinderniſſe länger bereitet, fo 
find wir willig, dieſen Landestheil in couſtitutionelle Verbindung mit den 
übrigen Landestheilen aufzunebmen. Wir ſtehen an der Schwelle 
verhängnißvoller Begebenheiten, er (Monrad) werde aber wiſſen, die 
übernommene Verantwortlichkeit zu tragen, jedoch ſo, daß er keinen 
Zoll breit von dem abweiche, wozu er die Regierung ſtaatsrechtlich ver⸗ 
pflichtet hält (hört! hört!). Er müſſe den Reichstag bitten, ſich jeden 
Verſuches zu enthalten, die Regierung zu vermögen, auch nur um 


daß ſie ein beſonderes] öffentliche Meinung ſich naturlich 
Äh 5 5 5 Berlin und Wien dewertſelligten mſchwunges kennen zu lernen. 2 
[Napoleon bundesfreundlich. ] Ich höre beſtätigen — ſchreibt 
ein hieſiger Correſpondent — daß Se. Majeſtät ein Handſchreiben an 
den König von Sachſen richtete, worin der Kaiſer ſich beifällig über 
die dresdener Politik in der däniſchen Angelegenheit ausſpricht und eine 
lebhafte Sympathie für den deutſchen Bund bekundet. . 1 
[In der geſtrigen Sitzung des geſetzgebenden Körpers] hans 
delte es ſich um ein Amendement der Oppoſition betreffs der Coalitions⸗ 
und Aſſociationsfreiheit. Daſſelbe lautet: „Die Abſchaffung des Ge⸗ 
ſetzes über das Vereins weſen, welches wir ſchon im vorigen Jahre wünſchten, 
würde eine Wohlthat ſein. Die Arbeiter, überzeugt, daß die Freiheit 
die einzige Garantie der Ordnung und der 


Staate nichts als das Recht, ihre Lage durch ihre eigene Energie zu ver⸗ 
beſſern; Unterricht und erweitertes Vereinsrecht werden ihnen die ittel dazu 
bieten Wie leicht zu erachten, wurde für dieſe ſo wichtige und ſtarke Po⸗ 
ſition von der liberalen Partei 1 ekämpft. Es ſprachen in freiheitlichem 
Sinne Darimon, J. Simon und E. Ollivier; dagegen Herr v. Morny und 
de Parieu, welcher behauptete, daß, was immer in dieſer Sache geſchehen könnte, 
von der Regierung bereits gethan ſei, indem dieſelbe einen Entwurf zur Ver⸗ 
beſſerung der beſtehenden Geſetze ausgearbeitet habe, welchen ſie der Kammer 
noch im Laufe dieſer Seſſion vorlegen werde. Bei der hierauf vorgenom⸗ 
menen Abſtimmung erhielt das betreffende Amendement nichtsdeſtoweniger 54 
Stimmen von 949. Am Schluß der Sitzung wurde eine Deputation gewählt 
zur Betheiligung an dem Leichenbegängniß des Admiral Hamelin, welches 
heute ſtattfinden ſoll. g 

In der heutigen Sitzung des geſetzgebenden Körpers] kam 
ein Amendement von 15 Oppoſitions⸗Mitgliedern, verſtärkt durch Märquis 
d' Andelarre, zur Verhandlung. Daſſelbe verlangt für die General⸗ 
räthe und Gemeinderäthe das Recht, ihre Präſidenten felbft zu wählen; 
es verlangt ferner die Aufhebung der von der Regierung ernannten Muni⸗ 
cipal⸗Commiſſionen von Paris und Lyon. Es ſprachen d' Andelarre, Pelletan 
und O' Quin. Die drei erſten Alineas des Amendements erhielten nur 17, 
der auf die Municipal⸗Commiſſionen bezügliche aber 62 Stimmen Minorität. 

Groſ brit an nien. 

London, 19. Jan. [Die Preſſe. — Die Winterbeklei⸗ 
dung der preußiſchen und der engliſchen Truppen.] Unſere 
großen Blätter haben ſich in drei Lager getrennt. Die einen 
halten ſeit geſtern einen Krieg, vorerſt einen däniſch⸗deutſchen, für un⸗ 
vermeidlich; die anderen hoffen von der mehrwöchentlichen Friſt, die 
verfließen muß, bis die Oeſterreicher und Preußen zum Ueberſchreiten 
der Eider bereit ſein können, daß ſie einem friedlichen Ausgleiche einige 
Hinterthüren erſchließen werde, und die dritten erklären in komiſcher 
Verzweiflung, daß die von jeher unverſtändliche ſchleswig⸗holſteiniſche 
Angelegenheit jetzt abſolut unfaßbar geworden ſei. — Die Thatſache, 
daß die nach Holſtein abrückenden preußiſchen Regimenter nicht genü⸗ 
gend mit den Bedürfniſſen für einen Winterfeldzug verſehen ſind und 
daß zu dieſem Zwecke Privatvereine thätig ſein müſſen, gibt hier zu 
allerlei Gloſſen Veranlaſſung, die ſich nicht immer abwehren 
laſſen. Ein Vergleich mit dem Krim-⸗Feldzuge hält in der 
That nicht Stich. Allerdings waren in Balaklawa den engliſchen 
Soldaten Füße und Hände erfroren, weil keine warmen Strümpfe 
und Handſchuhe zur Stelle waren, und Privatvereine hatten ſich ge⸗ 
bildet, um der Armee raſch das Fehlende zuzuſenden. Aber damals 
war ein großer Dampfer, der mit Winter⸗Monturen geladen war, im 
ſchwarzen Meere untergegangen, und wenn der Regierung ein Vor⸗ 
wurf gemacht werden konnte, ſo war es der, daß ſie den größten Theil 


fie auf mehrere Dampfer zu vertheilen, nicht aber, daß fie die Abliefe⸗ 
rung an die Truppen verſäumte, oder daß es am Gewünſchten in den 
Magazinen fehlte, wobei noch zu bedentan iſt, daß die Truppen im 
Januar aus England abzogen, daß die Regierung damals auch nicht 
die leiſeſte Ahnung von einem Winter⸗Feldzuge nach der Krim hatte, 
und daß es etwas ganz Anderes iſt, Truppen in ihren Standquartie⸗ 
ren zu equipiren und ſie auf eine Entfernung von 3000 Seemeilen 
mit allem Nothwendigen zu verſorgen. Und doch, wie wurde damals 
in preußiſchen Regierungsblättern über die engliſche Armee⸗Verwaltung 
losgezogen! (K. Z.) 
London, 20. Jan. [Oeſterreich] hat bier das Verſprechen 
abgegeben, daß es nur aus dem Grunde in Schleswig einrücken werde, 
um einen Conflict zwiſchen Deutſchland und Dänemark zu verhindern. 
Lord Ruſſell wurde erſucht, dem däniſchen Cabinete dieſen Standpunkt 
der öſterreichiſchen Politik klar zu machen. K. 3. 


Spanien. 

Madrid, 20. Jan. [Das neue Miniſterium.] Der Mi- 
niſterpräſident hat den Cortes erklärt, die Regierung gehöre der ſpani⸗ 
ſchen hiſtoriſchen Doctrinär⸗Partei und es werde ſo ſein, ſo lange poli⸗ 
tiſche Parteien beſtänden, welche die Conſtitution, den Thron und die 
Dynaſtie nicht anerkennten. Der Miniſterpräſident fügte hinzu, in der 
Beziehung der conſtitutionellen Parteien ſei für die Ausübung der kgl. 
Prärogative Mäßigung erforderlich. 
Eadix, 20. Jan. 
das Dampfſchiff „Leon“ am 5. eine engliſche mit Munition für die 
dominicaniſchen Inſurgenten beladene Goelette aufgebracht hat. Die 
Goelette leiſtete keinen Widerſtand. f 


Osmaniſches Reich. KR: 

[Staatsſtreich in Ausſicht.] Man ſchreibt der „N. Pr. 3.“ 
aus Paris: Es unterliegt jetzt keinem Zweifel mehr, daß Fürſt Kufa 
die Pforte und die Großmächte in einer Denkſchrift gewiſſermaßen um 
die Erlaubniß gebeten hatte, durch einen iſolirten Akt (um ſich nicht 
des Wortes „Staatsſtreich“ zu bedienen) die Poſitionen der Donaufür⸗ 


(Tel. Dev. d. H. N.) 

„Ia lie n. e 
Turin. [Ueber die Haltung dar italteniſchen Preſſe 
in der ſchleswig⸗ bolſteinſchen Frage] wird der „N. Fr. 3g.“ 
Folgendes geſchrieben: i 

Das größte Erſtaunen muß es erregen, wie die demokratiſche Preſſe und 
vor allen andern, der die parlamentariſche Demokratie vertretende „Diritto“ 
eine Sprache führt, die ſo geradezu den ſonſt von ihnen vertretenen 1 155 
pien widerſpricht. Das genannte Blatt geht ſoweit, nicht allein den Dänen 
und den mit ihnen verbundenen ſkandinaviſchen Völkern den Sieg zu wün⸗ 
ſchen, ſondern auch es auszusprechen, daß die Deutſchen für ihre Anmaßung 
geſtraft werden möchten. Vergebens forſcht man nach den Gründen, die 
„Diritto“ vermögen können, dieſe auffallende Sprache zu führen. Sollte es 
Unkenntniß und Mangel an politiſchem Urtheil ſein? Oder müſſen wir die 
Urſache darin ſuchen, daß eben die italieniſche Demokratie der engl. — 
0 In dieſem Jalle müßten wir das Land beklagen, das keine Pay tei 

eſi 

5 


trachte. 


t, die ſich zur Unabhängigkeit erheben könnte. — Die klerikalen Blätter, 
B. „Armonia“ und „Unita Cattolica“, beſchränken ſich, in ihren Spalten 
die Thatſachen wiederzugeben ohne beſondere Zuſätze; ſie zählen zum Voraus 
die Schäden auf, die aus einem Kriege erwachſen: ob gerecht oder ungerecht 
geführt, u. für fie gleich, recht iſt für dieſe, woraus ihnen ein Vortheil er⸗ 
wächſt. Die übrigen italineiſchen Journale) „Perſeveranza“ und manche an⸗ 
dere N ausgenommen) führen meiſtens keine feindliche Sprache ges 
gen Deutſchland, und vor den andern die miniſteriell⸗demokratiſchen, beleuch⸗ 
ten die deutſch⸗däniſche Angelegenheit vom richtigen Standpunkt Die „Dis⸗ 
cuſſione“ fei in einem Leitartikel ihr Bedauern aus, daß die deutſchen 
Verhaltniſſe in Italien fo wenig gekannt ſeien, und ſchließt mit folgenden 
Worten: „Alle Fragen, welche Ahern die Welt bewegen, finden ſich 
dereint in der Frage der kleinen Elb erzogthümer; die Frage über die Gel⸗ 
tung der Verträge von 1815, jene der Nationalität und jene des Prinzips 
des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völler. Es ſichert dies den Deutſchen die 
Sympathie aller Liberalen“. — Die „Stampa“, „Opinione“, „Italia“ und 
„Monarchia“ zeigen ſich freundlich für die Wünſche der deutſchen Natian und 
ihr Streben nach politiſcher Einheit. Man kann alſo mit Recht behaupten, 
daß im Allgemeinen die Preſſe Italiens und dabei die Majorität dieſes Vol⸗ 
kes ſich für die Rechte Deutſchlands ausſpricht. 

Frankreich. 

* Paris, 20. Jan. [Eine Verwarnung der deutſchen 
Großmächte.] Der „Conſtitutionnel“ bringt heute folgenden bemer- 
kenswerthen von Herrn Limayrae gezeichneten Artikel: 

Durch telegr. Privat⸗Mittheilung erfahren wir heute die Reſolutionen 
Oeſterreichs und Preußens in der Sache der Herzogthümer. Die däniſche 
Regierung iſt aufgefordert worden, in lürzeſter Aist die November⸗Conſtitu⸗ 
tion eg widrigenfalls Schleswig als Pfand von den beiden 
deutſchen Großmächten in Beſchlag genommen werden würde. In dieſem 
Augenblicke find öſterreichiſche und preußiſche Truppen auf dem Marſche nach 
Schleswig. Man muß bedauern, daß die Cabinette von Wien und 
Berlin einen ſolchen Entſchluß gefaßt haben. Angeſichts der Lage, in die der 
König Chriſtian IX. durch die däniſche Nationalpartei gebracht iſt, begreift 
man nicht, daß ihm nicht eine längere Friſt zur Ausführung einer ſo wichtigen 

eränderung geſtattet wurde. Noch mehr, es iſt zu fürchten, daß die don 
Oeſterreich und Preußen angenommene Haltung Niemand befriedige. Die Ca⸗ 
binette und die Bepölkerängen Deutſchlands ſehen, nach dem Zeugniß aller Organe 
der Preſſe, nicht ohne Bewegung, wie ein vom Bundestage mit jo impoſanter 
Majorität gefaßter Veſchluß, durch die beiden Großmächte nicht aner⸗ 
kannt wird. Seinerſeits zeigt ſich Dänemark durch die ſtrengen Formen 
unangenehm berührt (affeete), welche von den beiden Großmächten zur 
Durchſetzung der von ihnen verlangten Zugeſtändniſſe angewandt worden 
ſind. — Muß endlich Europa, das einerſeits die Ausübung eines lebhaftern, 
unmittelbarern Druckes durch die deutſchen Großmächte, anderſeits die Even⸗ 
tualität eines energiſchen Widerſtandes gewahrt, zu dem Dänemark fortge⸗ 
riſſen werden könnte — muß Europa, jagen wir, nicht befürchten, dieſen 
Krieg, den es vor allem vermeiden möchte, nur um ſo ſchneller ausbrechen 
u ſehen? — Nach den unbeſtreitbaren Beweiſen von Mäßigung und Klug⸗ 
beit, welche Oeſterreich und Preußen in dem Augenblicke gaben, wo die dä⸗ 
niſch⸗deutſche Jae von Neuem vor den Bund gebracht wurde, iſt es ſchwer, 
ihr heutiges Verhalten zu begreifen, — Die neue Phaſe der öſterreichiſch⸗ 
preußiſchen Politik weicht jo gehr von derjenigen der erſten Tage ab, daß die 


Ohne bier in die Einzelnheiten der diplomatiſchen Unterhandlungen 
eingehen zu wollen, können wir melden, daß die Antwort aller Mächte 


wärtigen Sachlage in den Donaufürſtenthümern nicht abgeneigt, und 
fie dürfe nur vermittelſt einer Conferenz der Unterzeichner des pariſer 
Vertrages vorgenommen werden. Jeden „iſolirten Act“ des Fürſten 
müßten fie ſich verbitten. Bu 22 
Tmerifto 2 

Montevideo, 15. Dez. [Der Bürgerkrieg.] Das Ge⸗ 
rücht von einer Niederlage, welche Flores dem General Medina beige⸗ 
bracht haben ſollte, iſt unbegründet. Eben fo wenig iſt aber auch 
Flores von den Regierungstruppen beſiegt worden; er ſcheint einem 
Conflicte auszuweichen und iſt zum viertenmale über den Rio Negro 


feinen Händen und denen feiner Parteigenoſſen. General Servando 
Gomes iſt Flores über den Fluß gefolgt und ſucht zunächſt die von den 
Inſurgenten unterbrochene Verbindung mit Salto und Payſandu wieder 
herzuſtellen. Inzwischen hat ſich der Zwieſvalt unter der Regierungs⸗ 
partei, den Blanco's, in der Hauptſtadt erweitert und wird, wie man 
fürchtet, am 15. Februar, bei der Neuwahl des Präſidenten des Se⸗ 
nats, der verfaſſungsmäßig zugleich Vice⸗Präſident der Republik iſt, zum 
offenen Ausbruche kommen. Man glaubt ſich den Rückzug des Flores 
über den Rio Negro daraus erklären zu können, daß er dort das Re⸗ 
ſultat des Verfaſſungskampfes abwarten will, deren Ausfall ihn ohne 
Schwertſtreich zum Herrn der Situation machen könnte. Zu allen 
Wirren im Innern kommt noch ein diplomatiſcher Zwiſt, in welchen 
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jehr ungebucig zeigt, die Autre des in 


ug 
rbeit, jo wie die frucktbarſte 1 
Quelle des moraliſchen und materiellen Wohlſtandes iſt, verlangen vom 


zurückgegangen. Das Gebiet nordwärts von dieſem Fluſſe iſt ganz in 
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dieſer Winter⸗Kleidungsſtücke einem einzigen Schiffe anvertraute, ftatt 


. ze) 


ſtenthümer abzuändern und ſich eine fünfjährige Dictatur beizulegen. 
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im Weſentlichen dahin lautete, fie ſeien einer Modiftzirung der gegen⸗ er x 


Uruguay mit der argentiuiſchen Conföderation gerathen iſt, und der Be 
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& der Stadt 


Die Betreffenden müſſen, wenn ſie 


zur Folge gehabt hat, daß ſich der argentiniſche Geſandte Marmol und 
die argentiniſchen Conſuln zurückgezogen haben und die diplomatiſchen 
Verbindungen abgebrochen worden find. Der Präſident der argenti⸗ 
niſchen Conföderation, General Mitre, hat bereits den Kriegsminiſter 
nach der Inſel Martin Garcia geſchickt, um ſie für den Fall eines 
Krieges mit Uruguay in Vertheidigungszuſtand zu ſetzen. Auch ſind 
argentiniſche Truppen und Kriegsſchiffe dorthin abgegangen. 
ſi e n. 

London, 21. Jan. Nach Berichten aus Shanghai vom 8. De⸗ 
zember hat General Gordon die von den Tajpings beſetzte Stadt Soo⸗ 
Cheo löſtlich von Nangking) eingenommen. 

Der den Conföderirten gehörige Dampfer „Alabama“ war in Sin⸗ 

gapore eingetroffen. 


Provinzial-Zeitung. | 

* Breslau, 23. Jan. Heute Früh iſt der erſte öfterreichifche 
Militär⸗Extrazug hier eingetroffen. Derſelbe brachte das Jäger⸗Bataillon 
Nr. 9 (ſteiriſche Jäger), in Stärke von 30 Offizieren, 1030 Mann, 
39 Pferden und 10 Fahrzeugen. Ein preußiſches Muſikchor ſpielte zum 
Empfange auf dem Bahnhofe, der außerdem von einem zahlreichen 
Publikum belebt war. Das Bataillon iſt theils in der Küraſſier⸗Ka⸗ 
ſerne, theils in anderen Kaſernen untergebracht. Morgen Früh 8 Uhr 
fährt das Bataillon weiter. 


Breslau, 23. Januar. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Vorwerks⸗ 
Straße Nr. 2 fünf 


Thaler in verſchiedenen Münzſorten; Teichſtraße Nr. 1b 
Rohe Flaſchen Ungarwein, ſechs Flaſchen Hochheimer und zwölf Flaſchen 

othwein; Schweidnitzer⸗Straße Nr. 8 ein Paar ſchwarze Tuchhoſen, eine 
a Tuchweſte, ein Paar kalblederne Stiefeln und 1% Thaler baa⸗ 
res Geld. 

Polizeilich mit Beſchlag belegt: eine 
karrirte Pferdedecke mit grün⸗ und ge 
Strippengurt mit Kiſſen. 5 

Verloren wurden: eine ſilberne Brille mit Futteral; ein großer Biſam⸗ 
Pelz roa, mit brauner Seide gefuttert. 

ngekommen; Se. Durchlaucht Otto Prinz von Thurn und 

k. k. öſterreichiſcher Oberlieutenant, aus Pardubitz. (Pol 


= ch. Oppeln, 21. Jan. [Departements⸗Erſatz⸗Geſchäft. — 
Militär⸗Eskorte.] Mit Rückſicht darauf, daß das diesjährige Departe⸗ 
ments⸗Erſatz⸗Geſchäft bereits mit Ende des Monats März beendigt ſein muß, 
wird daſſelbe diesmal bei beiden Brigaden des hieſigen Regierungs⸗Bezirks zu 

fa Zeit ſtattfinden und unter Beobachtung des vierwöchentlichen Zwi⸗ 


Bi wollene braun⸗ und ſchwarz⸗ 
geſtreifter Kante, und ein alter 


Taxis, 
Bl.) 


chenzeitraums nach dem im Anfang Februar ſchließenden Kreis⸗Erſatz⸗Ge⸗ 
chäft, im Bereich der 23. Brigade am 3ten, in dem der 24. Brigade am 
6. März beginnen. Bei erſterer fungiren als . General⸗Major von 
Ingersleben und der Militär⸗Departements⸗Rath Regierungs⸗Rath Rudloff, 
bei der letzteren General⸗Major von Bojanowski und der für dieſes Geſchäft 
als zweiter Militär⸗Departements⸗Rath committirte Regierungs⸗Rath Neuge⸗ 
baur. — Unter Bezugnahme auf die Correſpondenz Ihrer Zeitung d. d. 
Woiſchnik, 29. Dezember, nach welcher ein deſertirter, demnächſt von ruſſiſchen 
Grenzſoldaten bei Niczdara in Polen wieder aufgegriffener und in Tarno⸗ 
witz inhaftirter Soldat vos dem damals zu Zielonna, Kreis Lublinitz, ſta⸗ 
tionirten Detachement des 2. Oberſchleſiſchen Infanterie⸗Regiment Nr. 62, 
verdächtig war, den Zolleinnehmer Vogt bei Zyglin in feiner Stube erſchoſ⸗ 
fen zu haben und mit dem Beſtande der Zollkaſſe geflüchtet zu ſein, theilen 
wir mit, daß derſelbe heute unter militäriſcher Eskorte hier durchgebracht und 
Nachmittag mit dem gemiſchten Eiſenbahnzuge nach Neiſſe transportirt wor⸗ 
den iſt, um daſelbſt der Commandantur übergeben zu werden. Ob der⸗ 
ſelbe des Verbrechens geſtändig iſt, konnten wir nicht ermitteln, glauben dies 
aber eher annehmen zu dürfen, weil Transportat in Ketten geſchloſſen war. 


T P.⸗Wartenberg, 18. Jan. [Zur Tagesgeſchichte.] Am Freitag 
(15. Januar) wurden hier die wieder⸗ 0 15 neugewählten Stadtverordneten 
durch den Bürgermeiſter in ihr Amt eingeführt. Nach der Einführung ſchritt 
man zur Conſtituirung des Bureau's der Verſammlung und es wurden ge⸗ 
wählt zum Stadtverordneten⸗Vorſteher Kreis⸗Thierarzt Tres pe, zum Stell⸗ 
vertreter deſſelben Superintendent Königk, zum Protokollführer Kaufmann 
Robert Elsner und zu deſſen Stellvertreter Buchdruckereibeſitzer Heinze. 
— Ein längſt gehegter Wunſch der hieſigen Einwohner iſt es, daß, wie in 
dem hieſigen Intelligenzblatte die Vorlagen für die nächſte Stadtverordneten⸗ 
Sitzung bekannt gemacht werden, in demſelben Blatte auch die Bekanntma⸗ 
chung der gefaßten Beſchlüſſe erfolgt. Wenn man bedenkt, daß dieſes Blatt 
die Commune jäbrlich 25 Thlr. koſtet; wenn man ferner erwägt, daß mo⸗ 
natlich nur höchſtens eine Sitzung der Stadtverordneten ſtattfindet, ſo muß 
der Wunſch der Veröffentlichung der Stadtverordnetenbeſchlüſſe unbedingt 
und um ſo mehr gerechtfertigt erſcheinen, als die meiſten Bürger und Ein⸗ 
wohner der Stadt durch die Erfüllung der Pflichten ihres Berufes abgehal⸗ 
ten werden, den Sitzungen beizuwohnen. — Unſere Kommune iſt zu wenig 

ut ſituirt, um für die Beleuchtung der Stadt mehr als nöthig thun zu 
önnen, aber was eben nöthig tft, muß geſchehen und nöthig iſt einmal 
die Sade mehrerer Laternen, — zum Andern aber die Beleuchtung 
albſt an den Abenden, wo der Kalender Mondſchein verſpricht, 
aber das Verſprochene nicht hält. Gerade an ſolchen Abenden iſt es mit 
Lebensgefahr verbunden, auf den Straßen zu gehen, da im ſüßen Bewußt⸗ 
ein einer zu nachtſichtsvollen Straßenpolizei die Fuhrleute ſich nicht ent⸗ 
bloden, ihr fehr ohne irgend eine daran befefligte Laterne mitten auf 
der Straße ſtehen zu laſſen. Beſonders iſt dies in der „deutſchen“ Vor⸗ 
ſtadt der Fall. — Wir begrüßen mit Freuden die nahe Endſchaft der Abs 
ſchäzung von Grundſtücken zur Grundſteuerveranlagung im hieſigen Kreiſe, 
da 2 1 das Mitwirken bei dieſer Commiſſion der Stadt Kräfte entzogen 
worden ſind, auf deren volle Thätigkeit die Stadt angewieſen iſt. Am 
21. d. M. verläßt uns das Militär, welches ſeit dem Juni v. J. hier im 
Quartier gelegen hat. 


Sr. Zauditz (Kreis Ratibor), den 21. Jan.“) Den meiſten Schleſiern 
iſt das Städtchen Zauditz wohl eine unbekannte Größe, denn die Zaudiger 
waren bisher nicht gewohnt, mit ihren Freuden, Leiden oder Zänkereien vor die 
Oeffentlichkeit zu treten; trotzdem jchreitet Zauditz, wenn auch im Orte ſelbſt 
nur wenig oder keine ſogenannten ortſchrittsmänner u finden find, 
allmählich fort! Der Ring, auf welchem vor Jahren noch Mancher Gras 
wachſen ſah und die Budeninhaber an 1 nur unter Proteſt Stand⸗ 
eld zahlten, iſt jetzt zum größten Theil gepflaſtert. Einer Poſt⸗Expedition 
0 wie eines Arztes erfreut ſich Zauditz falt einer Reihe von Jahren. Die 
Errichtung einer Apotheke ſteht in naher Ausſicht und hat die königl. Regie⸗ 
rung bereits zur Conceſſionsbewerbun en Dieſe Wohlthat ver: 
dankt der Ort wohl zum größten Theil der t 1 — Fürſorge des Kreisland⸗ 
raths v. Selchow. Zu ungleich größerem Danke aber würde ſich Zauditz 
und Umgegend verpflichtet fühlen, wenn die Behörde am Orte eine Gerichts⸗ 
Commiſſion errichten und dadurch einem tiefgefühlten, dringenden Bedürf⸗ 
niſſe abhülfe. Es giebt wohl nur wenige oder keine Ortſchaften im großen 
Vaterlande, deren Bewohner 4 Meilen bis zu ihrem Gerichtsſtande haben, 
wie es bei vielen Dorfbewohnern in der Umgegend von Zauditz der Fall iſt. 
Morgens zu einem Termin erſcheinen 
Wintertagen und bei ſchlechten Wegen Tags zuvor ihre 
Reiſe nach Ratibor antreten. Welche Laſt dies it, und wie theuer dadurch 
den Armen das Recht wird, liegt auf der Hand. Zauditz, in der Mitte ges 
legen, eignet ſich am beſten zur Errichtung einer Gerichts ⸗Commiſſion. — 
Die vor drei sn hierorts u, a Su al erweiſt fih auch bei 
n 


ſollen, an kurzen 


uns als ſegensreich. Ein neuer, friſcher Geiſt erfüllt unſere Bürger und 
drängt ſie zu rationeller Bewirthſchaftung ihrer Aecker, und der Wohnt 
fruchlbare Boden unſerer Gegend wird den größeren Fleiß nicht unbelohnt 


laſſen. 
) Iſt erwünſcht. Wir bitten um unfrankirte Briefe. D. Red. 


1. Hultſchin, 21. Jan. [Wölfe — Goldene Hochzeit. — Kauf, 
männiſcher Verein. — Feuer] In der Nähe des von hier etwa zwei 
Meilen gelegenen Hüttenwerkes Wittkowitz zeigen ſich in dem dortigen 
Walde vereinzelt Wölfe und ift neulich eine allein Me dieſen Wald gehende 

Frau das Opfer eines Wolfes 3 Man fand pon dem Leichnam nur 
wenige Ueberreſte vor. — Am 11. d. M. feierte der hieſige Schneidermeiſter 
5 en Kaliſchek mit feiner Ehefrau die goldene ochzeit. Beide Jubilare 
ind noch ſehr rüſtig. — Am 18. d. M. feierte der ſeit einiger Zeit hier ge: 
bildete kaufmänniſche Verein ſeine Stiftung durch einen Ball. — In dem 
Dorfe Kosmütz, aus welchem ich erſt neulich einen Brand berichtete, brannte 


am 18. d. Mis. wiederum durch Unvorſichtigkeit eine Vauernwirthſchaft mit W 


ſämmtlichen Gebäulichkeiten und Vorräthen nieder. 
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= Kofel, 21. Jan. [Tageschronik.] Ein Kaufmann aus Wien 
verlor kürzlich auf dem Perron des hieſigen Bahnhofes eine Brieftaſche, in 
welcher ſich 240 Thlr. in Banknoten befanden. Nachdem ve Verluſt am 
letzten Sonntage durch die Zeitungen bekannt gemacht und für den Finder 
eine Prämie von 40 Thlrn. ausgeſetzt worden war, kam am geſtrigen Tage 
die Brieftaſche ſammt 200 Thlrn. durch die Poſt hier an, mit dem von Da⸗ 


menhand geſchriebenen Begleitbriefe eines „Ungenannten.“ — Auch in 
unſerem Kreiſe wird über Klaſſenſteuererhöhungen vielfach geklagt. 


* * Kandrzin, 22. Jan. Die Truppenbewegungen aus Oeſter⸗ 
reich nahmen bereits heut Früh ihren Anfang. Der Perſonenzug nach 
Breslau mußte hierſelbſt außer dem bisher in Feſtung Koſel garniſo⸗ 
nirten 1. Bat. 11. Inf.⸗Regts. ein Detachement öͤſterreichiſcher Jäger 
von ca. 100 Mann aufnehmen, wodurch eine verſpätete Abfahrt von 
einer Stunde herbeigeführt wurde. Die Haltung wie Equipirung der 
fremden Truppen machte einen allgemein guten Eindruck. — Unter den 
letzteren bemerkte ich mehrere ganz jugendliche Leute, deren Decorationen 
Theilnahme am letzten italieniſchen Feldzuge bekundeten. 


Nachrichten aus dem r Poſen, 

Bromberg, 18. Jan. [Aus Polen. in heute hier eingetroffener 
deutſcher Gutsbeſitzer aus det Gegend von Wloclawek in Polen theilte mir 
mit, wie er am Sonnabend, als er eben zur Stadt Wloclawek zwiſchen 9 
und 10 Uhr Vormittags einfuhr, Augenzeuge einer Exekution geweſen ſei. 
Nachdem etwa eine Stunde vorher in allen Stadttheilen ſeitens der betref⸗ 
fenden Stadt⸗ reſp. Polizeidiener das Publikum durch anhaltendes langes 
Knarren herbeigelockt war, wurde ausgerufen, daß heute 4 ergriffene Hänge: 
Gendarmen durch den Strang bingerichtet und am Montage, den 18. d. M., 
2 Inſurgenten⸗Anführer erſchoſſen werden würden. In ähnlicher Weiſe wurde 
das Urtheil auch den Delinquenten publicirt. Der Galgen war hinter dem 
jüdiſchen Kirchhofe errichtet, wohin die Verbrecher, begleitet von einem katho⸗ 
liſchen Geiſtlichen und gefolgt von einer unabſehbaren Menſchenmenge, durch 
die Henker geführt wurden. Der Platz war vom Militär abgeſperrt; die 
Exekution dauerte nur wenige Minuten. Einen betrübenden Eindruck machte 
es auf meinen Gewährsmann, als er unter den Delinguenten auch einen 
gewiſſen Kopezynski erblickte, mit dem er als Kind einſt in Wloclawek auf 
derſelben Schulbank geſeſſen hatte. Ein anderer Delinquent war gar ein 
Preuße aus der Gegend von Tilſit. — Am Freitage wurden aus 
Wloclawek 73 der bei verſchiedenen Gelegenheiten zu Gefangenen gemach⸗ 
ten polniſchen Inſurgenten theils nach Sibirien in die dortigen Bergwerke, 
theils in das Innere von Rußland abgeführt, um unter das Militär geſteckt 
zu werden. Gegenwärtig ſollen ſich in Wloclawek in den dortigen Gefäng⸗ 
niſſen noch 204 ergriffene Infurgenten befinden, die ihrem Urtheilsſpruche 
entgegenharren. (Poſ. 3.) 


7 


ö Vorträge und Vereine. 
E Breslau, 19. Jan. n In der geſtrigen 


Verſammlung ſchloß Herr Prof. Dr. Sadebeck ſeinen Curſus über Kalen⸗ 


der⸗Kunde und populäre Aſtronomie. Er behandelte die Planeten, 
denen man früher bekanntlich einen beſtimmenden Einfluß auf die Witterung 
und die Schickſale der Menſchen zuſchrieb, erklärte die Begriffe der „Recht⸗ 
und Rückläufigkeit“, den Wechſel der Lichterſcheinungen in der Venus, die 
Zeitgleichen und die „mittlere Sonnenzeit“. Ausgetheilte Zeichnungen, ſo 
wie größere Tafeln, darunter auch geſtern zur Verauſchaulichung des eben ſo 
lehrreichen als mit allgemeinem Intereſſe aufgenommenen Vortrags. Der 
Vorſitzende ſprach dem Vortragenden am Schluß den Dank des Vereins und 
den Wunſch nach Fortſetzung ähnlicher Belehrung aus, was Derſelbe bereit⸗ 


willigſt zuſicherte; im weitern Laufe des Abends gaben mehrere Fragen ihm o 


nochmals Anlaß über Einwirkung der Scene auf die Erde, und das Weſen 
der Kometen zu ſprechen. Nachdem der Vorſitzende noch mehrere Fragen ver⸗ 
ſchiedenen Inhalts beantwortet hatte, wurde die Sitzung mit der Anzeige ge⸗ 
ſchloſſen, daß nächſten Sonntag im Saale der Humanität das Kränzchen 
der Geſangsklaſſe ſtattfinde, wozu Billets an der Controle zu haben ſeien. 


E. Hirſchberg, 12. Jan. [Der Gewerbe⸗Verein] wurde geſtern 
vom Hrn. Vorſitzenden Bürgermeiſter Vogt mit einer Gratulation und dem 
Wunſche eröffnet, daß auch im Jahre 1864 derſelbe blühen und gedeihen 
möge. Nächſtdem folgen Mittheilungen über den Jahresabſchluß, wonach 
151 Thlr. 15 Sgr. 6 Pf. eingenommen, 96 Thlr. 18 Sgr. 6 Pf. verausgabt 
wurden, und ein Beſtand von 54 Thlr. 27 Sgr. bleibt. Im vor. Jahre 
bielt der Verein 13 Sitzungen und betanftaltete 2 Excurſionen. Hr. Apothe⸗ 
ker Moritz Lucas wird für ſeine Mühwaltung als Rendant des Vereins 


durch Aufſtehen der gebührende Dank votirt, worauf man zur Vorſtandswahl Thl 


ſchreitet und „die Alten“ beibehalten werden. Statt des angekündigten Vor⸗ 
trages über Trichinen ꝛc. wird ein ausführlicher Aufſatz, denſelben Gegenſtand 
beſprechend, vorgeleſen, und ein probeweiſe eingeſandter Trichinen⸗Schnaps 
geprüft. Herr Prorector Ender meint, daß nur der Spiritus im Schnapſe 
der Beſtandtheil ſei, die Trichinen zu tödten. Außer dieſem folgten noch 
Mittheilungen aus gewerblichen Blättern, und knüpfte ſich an dieſe eine 
Debatte über die brennende Tagesfrage, unſere „ſchlechte Gasbeleuchtung.“ 
Herr Prorector Ender kündigt ſchließlich für die nächſte Sitzung einen Vor⸗ 
trag über latente Wärme und metriſche Maße an. f 
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M eteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Grd. Bas Luft⸗ Wind⸗ 

in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ richtung und Wetter. 

tur der Luft nach Reaumur. rometer. | ratur, Stärke, | 

Breslau, 22. Jan. 10 U. Ab.] 333,43 71,8] S. 1. Trübe. 
23. Jan. 6 U. Mrg.] 332,73 | 2,4 S. 1. Trübe. 


and.] O.⸗P. 12 F. 9 3. U.⸗P. 1 F. 73. 
i d 


isſtand. 
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Telegraphiſche Evurſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 22. Januar, Nachm. 3 Uhr. Fortdauernde Geſchäftsſtockung. 

Die Rente wurde anfangs zu 66, 40 gehandelt, wich, als ſich an der Börſe 

das. Gerücht verbreitete, es ſeien neue beunruhigende Nachrichten aus Deutſch⸗ 

land eingetroffen, auf 66, 05, bob ſich wieder bis auf 66, 25 und ſchloß zu 

dieſem Courſe in matter Haltung. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 66, 25. 

Ital. 5proz. Rente 68, 25. Ital. neueſte Anleihe —. Zproz. Spanier —. 

iproz. Spanier 45%. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 390, —. Credit⸗ 

Mobilier⸗Aktien 1010, —. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 515, —. 

London, 22. Jan, Nachm. 3 Uhr. Türkiſche Conſols 46%. Conſols 
90%. Iproz. Spanier 45%, Mexikaner 35 . 5pror. Ruſſen 91. Neue 
Ba 2% Sardinier 83. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 7% Sch. Wien 
12 Fl. 45 Kr. BR 

Nach dem neueſten Bankausweiſe beträgt der Notenumlauf 20,827,195, 
der Metallvorrath 12,974,109 Pfd. St. 

Wien, 22. Januar, Nachm. 12% Uhr. Haltung ſchwankend. Hproz. 
Metalligues 72, 60. 4 proz. Metalliques 63, 75. 1854er Looſe 90, 25. 
Bank» Aktien 780, —. Nordbahn 169, 20, National⸗Anlehen 80, 20, 
Credit⸗Aktien 181, 20. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 189, 25. London 
120, — Hamburg 9, 25, Paris 4 . 50. Gold uw“ Böhmische Meits 
ur 2 25. Neue Looſe 131, —. 1860er Looſe 93, 25. Lomb. Eiſen⸗ 

ahn 245, —. 

Frankfurt a. M., 22. Jan., Nachm. 2% Uhr. Oeſterreichiſche Spe⸗ 
kulationspapiere anfangs höher, im Laufe des Gefchäfts etwas matter, 
ſchloſſen feſt. Böhmiſche Weſtbahn —. Finnlaͤndiſche Anleihe 84%. 
Schluß⸗Courſe: Ludwig sh.⸗Bexbach 134%. Wiener Wechſel 95%. Darmſt. 
Bank⸗Aktien 211%. Darmſt. Zettel⸗Bank 250%. Sproz. Metalliques 56%. 
proz. Metall. 49%. 1854er Looſe 71. Oeſterr. National⸗Anleihe 63%. 
Oeſterr.⸗Franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 180. Oeſterr. Bankantheile 752. 
Oeſterreich. Credit⸗Aktien J73. Oeſterreich. Eliſabetbahn —. 
Bahn 25%. Hell. Ludwigsbahn 121%. Neueſte öſterr. Anleihe 76%. 
Hamburg, 22. Jan., Nachm. 2% Uhr. 
Courje; beim Schluſſe der Börſe mattere Haltung. Londoner Wechſel be⸗ 
geben, ſonſt Valuten geſchäftslos. Bei milder Luft anhaltendes Thauwetter; 

üͤdſüdweſtwind. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 65 Br. Oeſterr. 

Credit⸗Aktien 73%. Vereinsbank 103%. Norddeutſche Bank 102. Abei⸗ 

niſche 92%. Nordbahn 54% Br. Finnländ. Anleihe 84 Br. Disconto 4, 3 . 

Wien 93, 75. Petersburg 2947, j 7 

Hamburg, 22. Januar. [Getreidemarkt.] Leblos; Weizen, Juuh⸗ 

jahr ab Fehmarn 1—2 Thlr. niedriger offerirt. Oel loco 24, Mai 24%, 

Oktober 2444. Kaffee wenig Geſchäft. Zink ruhig. 

Liverpool, 22. Januar. [Baumwolle.] 4,000 Ballen Aiden 
Beeie gegen elle . . 25,690 Ballen. Middling 
Orleans 27%. Upland 27. Fair Dhollerah 23. ) . 
London; 22. Januar. Getreldemarkt (Schluß bericht) Engliſcher 

en gefragt, feſt, fremder vernachläſſigt. Gerſte langſam weichend. 

— Regen. \ 5 ae 


Breslau, 23. Jan. [Wa erg 
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Rhein⸗Nahe⸗]! 
Bei gutem Geſchäft höhere H 


e Ae aus u 
enen 


Amſterdam, 22. Januar. Getreidemarkt (Schlußberich. Weizen 
nt Ro 9 en, Termine 2 Fl. niedriger. As April 90 Okt. 70. 
Rüböl Mai 3344, Herbſt 39%. 


Berliner Börse vom 22. Januar 1864. 


Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Dividende pro 1861 1882 Et. 


Fonds- und Geld-Course, 
Freiw. Staats-Anl. . . 49% bz. 
Staate-Anl. von 1859/5 104% bz. 


i e ee be 
alto 1 ie Amsterd-Rottd. | By! 6 101% @. 
dito 18561412 |99% be. Berg.-Märkische 90 9 104,57 
dito 1857 4% % %% bz. Berlin- Anhalt. 8%] 8 147%, bz. 
dito 185914171994 bz. Berlin-Hamburg| 6 | 6%4 120 oz, 
dito 186314 95 5 E. Borl.-Poted.-Mg. 1, |14 118% 8. 
Stante-Schuldscheine 3% 88 bi. en e 7% f . G.D.) 
Berliner Sede ok. 0 6. Breslau-Freib.. | Ch] 8, 1, 114G , Verk fchl, 
8 Erk. Je i Cöln-Minden. ..|1214112% 13%|167 ba. f 
0 u. Neumärk.3½/88½ b. 55 41 1 49% 5 
© \ Pommeroche. . 387 . G. Cosel- Oderberg.“ — n N 
10 05 . 41 —— Fe = = TEE 
8 c ee — 815 e 
i ER Ludwgsh.-Boxb. 8 | 9 136 B. 
Lee e ͤr 
2 Ark. Leipzig. a — 
Ae 997. DR Magd. Wiktenbg] 144] 1514 67 br. 
© N posensche:..... 4 63 75 G. Mainz-Ludwgsh.| 7_ | 7%4 117 ba u. 
& | Preussische..... 4 967% Dr Mecklenburger. .| 2%| 2%14 |60%, bs. 
2 \Westph.u.Khein.]4 96%, b Neisse-Brieger. .| 314] 4½% fs ba. 
= Shenalsche, a: 4 197 re Niodrschl.-Märk.] 4 4 |4 4% ba. 
Schlesische. . .. 4 17% B. 1 30 15 1 1 
Louisd’or 110 b. Oest.Bankn. 824% bz. || Operschles. A. 74.101431, 11444, ba. 
Goldkronen 9.6% G |Poin.Bankn, 85 ½ G. dito B., 1,1% 182 8. 
Fon dito G., 70 i144 ba. 
Tate e Oestr. Fr. g Bf 6, Ai "100 410 ba. 
Ogsterr. Metalliques s 88 ba. Oestr.südi,8t-B.] 8 130 2 130%, b 
dito Nat.-Anl. . 5 |65% be. u G. open a ß 
dito Fete Je b || heimische... 5 2% ( 558% 
e dito Stamm-Pr| 5 6 f i % be 
n ee 5 Rhein-Nahehahn] — | — . 125% b. 
ae e A langen 2 Abr. Ort. K GIdb. 345 414 1214196 5. 
dito Pole gen- b.! iz etw. bz, | Stargard-Posen .| 4 |#, 3%] bz aD.) 
Se era N eat Thüringer 6% 7% 4 id etw dz u. B. 
22 705 4 “ um — — ͤ ä6ä—ů 6 —ů—n —-„—B¼½4:˙ 
oln. . Fl. 5 bu. 
dito 4 300 FilS. 00% be. Bank und Industrie-Papiore. 
dito à 200 Fl. - Borl. Kassen-V. | 517/5614 113 0. 
Kurhess. 40 Thir.. . 524% G. Braunschw. B. 4 4 4 4 g. 
Baden. 35 Fl. Loose. — 130 etw. br. Bremer Bank... a a 1 996. 0. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. || Darmat. Zeiteih| BE | 0 4 [100% . 6 59 
Berg. Märkische. 4% % B Goraer Bank. . 5. 7% 4 lalty B. 
0 En II. 4% J b. Gothaer „ 4½% 5% 4 1831, B. 
e V. 4% 6. Hannoversche B. 4% 5 4 5 d 
dito III .S. 36% 19 l ba. Hamb. Nordd. B. 5 | 6 4 00% 0 
een SPESEN. 4101 6, „. Vereins-B.| 6] 64, 4 402% 6. 
9655 1.5 — — — Königaberger B. 5} 5% 4 00 b. 
4110 ra Ei Luxemburger B. 10 |10°|4 0 Kigkt.b:. 
ar u 5 85, 8 Magdeburger E. 39% 4% 4 00 55 
9185 44 70 : 6. Sa Bank. , 3 une 9 1 
1 5 ee bs. Preuss. Bank- A. 6 . 2. 
n BE: 4% 11.0 Thüringer Bank| 2½ 3 468 Ab 
110 II. 7 B. 1 
Niedorrchl. Mürl 4 * dz. Weiner: ee . * 
dito conv. 4 94% B. Berl. Hand.-Geg.| 5 | 9 4 11021, Kigkt. ba. 
2 50 93 E. e ee 38 4 80 45 8 
ite 0 — — — Darmstadt. 5 3 1 
7 Zwaigt.), N er 2 ei 82 P bs. 
itt. G. 46 — — Dind.-Com.-Ant. ] 6 | 7% |83 deu 6. 
Oberechlos, e 41 —— Gaufer Creäb.A. 2 Hr Ka (. D. 
alto B. . . . 36 B. Leipziger „ 1 4 [70 5. (1b) 
dio C. u. Dis 91 Moininger „ 6 7 4 189% bu G. 
dito R. 434 8, 6 Moldauer Lds.-B. — | 24,4 21 b u a 
do N 4% %% 8 Ooestert. Crodb. A. 74 sh 5 |731,A74Y,A7a ba. 
Oert, Franz. . ab Schl. Bank-Ver. 6 6 4 98 8. ) 
Oest. südl. St. B. „ |752 ba. . | | 8 
Rhein. v. St, gar. 1118 —— — Minerva — 4 2% PR. 
Rheia,-Nahe-B, gax. 406 2 Fbr.v.Risenbbät.| — | — 14 6% Kigkt. bz. 
Berlin, 22. Jan, Weizen loco 50-57 Thlr. nach Qualität, feiner 
hochbunter poln. 56 Thlr., feiner weißer desgl. 55 Thlr. ab Bahn bez. — 
Roggen loco erquift 35% Thlr., SI-83pfd, 35—Y, Thlr. ab Bahn bez., 
an. 38 ½ , Thlr., bez, 1585 5 5 und 1 567 able 
ez., Frühjahr 33% „4, Thlr. bez. und Gl, % Thlr. Br., Mai⸗Junt 
34% Thlr. bez., Juni⸗Juli 35“ 9 
4 Tolr. bez., Juni⸗Juli 35½ — 7 Thlr. bez., Juli⸗Aug. 36 Thlr., 


Thlr. Gld. ER 
be. Bt. Sch Cid 14 


Le 


Spiritus loco ohne Jan., Jan.⸗Febr. und 
) ͤ bey. % Shle. Br, 14 Sole” Ole Me 
ee Thlr. bez. und Gld., % Thlr. r., Mal un alt, ae 2 


195 Thlr. Br., 4 Thlr. Gld., Juni⸗Zuli 15—14 


Gld Thlr. bez., Br. und 


Juli⸗Aug. 15/74 A bez., Br. und Std., Alg Septhr 159% 
r. 


—— —— ͤ ͤ ä hHJ—•.ꝛꝝdꝰ 


London, 15. Jan. [Petroleum]! hat auch in dieſem Jahre alle Erz 
wartungen weit übertroffen und wird bei der ſtets zunehmenden Conſumtion 
auch immer eine bedeutende Rolle ſpielen, Die Total⸗Ausfuhr von Amerika 
betrug in 1863 nicht weniger als 19,200,000 Gallonen und erhielt England 
davon ca. 8,060,000 Gallonen. Pe waren ſtarken Veränderungen unter» 
worfen; wir notirten amerik, raff im Januar 28 7d a 28 8d, im März 10 
5d a 1s 6d, im September 28 6d a 25 7d, im November Is 104d und heute 
Is IId a 28. Petroleum wird ſtets großer Speculationsartikel bleiben, 
wozu ſich derſelbe beſonders eignet, indem es ſtets mit Schwierigkeiten ver⸗ 
bunden iſt, die Qualität genau zu beſtimmen. Vorrath in London 24,912 
Barrels raffin. und 3139 roh. 


„ Breslau, 23. Jan. Wind: Weit, Wetter: Thauwetter. Thermo⸗ 


meter Früh 2° Wärme. Die Stimmung blieb am heutigen Markte lau, der 
See beſchränkt. N heutig fte 2 
Weizen flau, pr. 84 Pfd. weißer 50-66 Sgr., gelber 50-57 S 


] . og gen wenig beachtet, pr. 84 Pfd. 
ö inſter vereinzelt ber Notiz * lt. — Gerſte AR 
pr. 70 Pfd. wei 2557 Sgr., gewöhnliche 30 —34 Sgr. — Hafer matt, 
pr. 50 Pfd. 26—28 Sgr. — Erbſen wenig beachtet. — Widen ohne 
Umſatz. — Schleſiſche Bohnen fill, — Schlaglein vernachläſſigt. — 


Oellaaten bernachläſſigt. — Rapskuchen wenig gefragt, 47—51 Sgr. 
pr. Cinr. 


inſte Sorten über Notiz bezahlt. — R 
77 — 7 40 e fe 


— 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen... . . 51-5966 Wicen . . . . 45—47—50 
Gelber Weizen 50—54—58 Sgr. pr. Sack d 150 8 Brutto. 
eee 373941 Schlag⸗Leinſaa . 50—165—188 
E 30-3387 Winter⸗Haps .. 172—182—192 
o 259729 Winter⸗Rübſen ... . 162—172—182 
F 0 Sommer⸗Rübſen. 138—146—156 


42—46—5 

Kleeſaat in derter Haltung — rothe ordinäre 10— * 
B:?Z§G—: , buäfeine bie 14 Asır, — weiße 
boch 10 712% Ahle, mittle 134 —15% Thlr, feine 1617 Thlr., 
Ochſeine 19 Thlr. pr. . . 
Shumotbee fehlt, 4150 Miete 2836 8 
artoffeln pr. Sa . = % —1% Sgr. 
ffeln pr 4 Mor der Bar, „Meze 11 —1 71 Sgr. 
Rohes Rüböl pr. Etr. loco 107, Thlr., Termine 10 — Spi⸗ 
ritus 5 100 Fart 8 80 % Tralles loc und Januar“ 0% Wü, m. 

Frühjahr 14 Thlr. Br. f 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. } 
Druck von Glaß. Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


